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Die Namen der Kandidatinnen und Kandidaten entneh-
men Sie bitte den Stimmkarten.

Der Stellvertreter des Präsidenten ist nach unserer Ge-
schäftsordnung im dritten Wahlgang gewählt, wenn er die 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen auf sich vereinigt, 
also die Zahl der Jastimmen größer ist als die Zahl der 
Neinstimmen. Enthaltungen bleiben insofern unberück-
sichtigt.

Bei allen weiteren Wahlen sind die Stimmen der Mehr-
heit der Mitglieder des Bundestags, also mindestens 355 
Jastimmen, erforderlich.

Die Wahlen erfolgen in der Abgeordnetenlobby. Sie 
haben nach Eröffnung der Wahlen zwei Stunden Zeit, 
um Ihre Stimmen abzugeben.

Sie erhalten in der Abgeordnetenlobby an den Aus-
gabetischen nach Vorzeigen Ihres Wahlausweises in der 
Farbe Grau fünf Stimmkarten in den Farben Gelb, Blau, 
Orange, Rot und Grün. Da drei dieser Wahlen geheim 
durchzuführen sind, erhalten Sie zu den Stimmkarten in 
den Farben Gelb, Blau und Grün zusätzlich drei Wahl-
umschläge in denselben Farben.

In der Wahlkabine sind die fünf Stimmkarten anzu-
kreuzen. Es darf zu jeder Kandidatin bzw. zu jedem Kan-
didaten nur ein Kreuz entweder bei „ja“, „nein“ oder 
„enthalte mich“ gemacht werden. Die Stimmkarten für 
die drei geheimen Wahlen sind in der Wahlkabine in 
den jeweiligen farbidentischen Wahlumschlag zu legen.

Ich weise noch einmal darauf hin, dass das Fotografie-
ren oder Filmen der ausgefüllten Stimmkarten bei den 
geheimen Wahlen einen Verstoß gegen das Wahlgeheim-
nis darstellt und die Ordnung und Würde des Hauses ver-
letzt. Für den Fall, dass ich von solchen Verstößen gegen 
das Wahlgeheimnis in der Sitzung oder später Kenntnis 
erlange, behalte ich mir schon jetzt vor, Ordnungsmaß-
nahmen zu ergreifen.

Nach Verlassen der Wahlkabine übergeben Sie bitte 
der Schriftführerin oder dem Schriftführer an der Wahl-
urne Ihren Wahlausweis und werfen die fünf Wahlunter-
lagen in die entsprechend farblich gekennzeichneten 
Wahlurnen.

Dann eröffne ich hiermit die Wahlen. Die Wahlgänge 
werden um 11.07 Uhr geschlossen. 

Gehen Sie nicht alle gleichzeitig! Sie haben zwei Stun-
den Zeit. Sie sollen ja die Rudelbildung draußen vermei-
den.
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gie (9. Ausschuss) zu dem Antrag der Abgeord-
neten Marc Bernhard, Karsten Hilse, Andreas 
Bleck, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
der AfD

Einfach frei leben – Kein deutsches Engage-
ment für den Großen Umbruch beziehungs-
weise Great Reset des Weltwirtschaftsforums – 
Mit Innovationen Umwelt und Wohlstand 
erhalten
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Watzinger, Christian Dürr, Dr. Florian Toncar, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP

Sustainable Finance – Transparenz und Viel-
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dem Antrag der Abgeordneten Lisa Paus, Stefan 
Schmidt, Dr. Danyal Bayaz, weiterer Abgeordne-
ter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN

Stabil und zukunftsfest – Den Finanzplatz Eu-
ropa zum Leitmarkt für Nachhaltigkeit ma-
chen
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richts des Ausschusses für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung (19. Ausschuss) 
zu dem Antrag der Abgeordneten Uwe Kekeritz, 
Claudia Roth (Augsburg), Lisa Badum, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Klimaziele und Entwicklungspolitik konse-
quent aufeinander ausrichten – Klimagerech-
tigkeit im Globalen Süden voranbringen

Drucksachen 19/28474, 19/30431

ZP 9 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz 
und nukleare Sicherheit (16. Ausschuss) zu dem 
Antrag der Abgeordneten Gerhard Zickenheiner, 
Beate Walter-Rosenheimer, Dieter Janecek, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN

Personelle Umsetzungsstrategie des Klima-
schutzprogramms 2030 der Bundesregierung

Drucksachen 19/26218, 19/26708

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 90 Minuten 
beschlossen.

Damit eröffne ich die Aussprache und erteile das Wort 
der Bundesumweltministerin Svenja Schulze.

(Beifall bei der SPD)

Svenja Schulze, Bundesministerin für Umwelt, 
Naturschutz und nukleare Sicherheit:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Das bestehende Klimaschutzgesetz ist noch keine 
zwei Jahre alt. Aber das Bundesverfassungsgericht will 
mehr – mehr Klimaschutz und mehr Generationengerech-
tigkeit, und das ist auch gut so. Auch die SPD wollte von 
Beginn an mehr, und eine breite Mehrheit der Menschen 
in Deutschland will das auch.

Seit über zehn Jahren fordert die SPD ein Klimaschutz-
gesetz. Sie alle hier im Parlament wissen, wer das nicht 
wollte und wer dann auch versucht hat, meinen Entwurf 
zu verwässern.

(Karsten Hilse [AfD]: Machen Sie jetzt schon 
Wahlkampf, Frau Schulze?)

Dem hat das Bundesverfassungsgericht eine ganz klare 
Absage erteilt. Es fordert, die Lasten zwischen den Gene-
rationen gerechter zu verteilen und konkrete Ziele für die 
Zeit ab 2030 zu benennen. Ich kann hier ganz klar sagen: 
Wir setzen dieses Urteil sehr gerne um. Deshalb habe ich 
innerhalb weniger Tage ein novelliertes Gesetz vorge-
legt – für mehr Klimaschutz, für mehr langfristige Plan-
barkeit und Verlässlichkeit und vor allem ein Gesetz, das 
den sozialen Ausgleich organisiert, ohne den wir Klima-
schutz nicht erfolgreich werden durchführen können.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren Abgeordnete, es gab ja Poli-
tiker, die nach dem Klimaurteil gesagt haben, man solle 
das Thema aus dem Wahlkampf heraushalten. Ich halte 
das für eine absurde Forderung. Der Kampf gegen den 
Klimawandel ist das große Thema unserer Zeit – trotz 
Corona. Es ist auch eines der wichtigen Themen im kom-
menden Wahlkampf. Es geht jetzt darum, wie wir Klima-
schutz am besten erreichen.

Das novellierte Klimaschutzgesetz ist ein Angebot an 
die junge Generation. Es steckt einen verlässlichen Rah-
men für die Zukunft. Wie dieser Rahmen ganz genau 
gefüllt wird, also mit welchen konkreten Maßnahmen 
über die hinaus, die wir schon beschlossen haben, das 
wird natürlich in den kommenden Wochen und Monaten 
das Topthema sein. Das ist auch gut so. Es geht schließ-
lich um unsere Lebensgrundlagen, die Lebensgrundlagen 
der jungen Generation und um die wichtigste industrie-
politische Aufgabe unserer Zeit.

Wir sehen an den aktuellen Debatten, zum Beispiel um 
die Aufteilung des CO2-Preises bei den Heizkosten zwi-
schen Mietern und Vermietern, dass es die Menschen 
interessiert, wie Klimaschutz sozial gerecht organisiert 
werden kann. Da hilft es nicht – das sage ich hier auch 
ganz deutlich –, wenn Kollegen aus der Unionsfraktion 
so tun, als ob Vermieter künftig die Hälfte der Heizkosten 
für ihre Mieterinnen und Mieter zahlen sollen. Es geht um 
den CO2-Preis – einen Bruchteil dieser Kosten. Es ist nur 
gerecht, diesen Aufschlag zumindest hälftig aufzuteilen, 
weil Mieterinnen und Mieter durch ihr Heizverhalten 
zwar die CO2-Kosten beeinflussen, aber die Vermieter 
darüber entscheiden, welche Heizung im Keller steht, 
was dann eben die CO2-Kosten ausmacht.

(Beifall bei der SPD)

Es geht darum, hier wirklich eine Lenkungswirkung zu 
entfalten, also die alte Ölheizung endlich rauszuschmei-
ßen und durch neue klimaneutrale Heizsysteme zu erset-
zen, so wie das eben im Moment auch von der Bundes-
regierung unterstützt wird.

(Karsten Hilse [AfD]: Was sind denn klima-
neutrale Heizungen?)

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 233. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 10. Juni 2021                               29938 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



Lassen Sie uns zusammen ambitionierten Klimaschutz 
machen: mit der großen Mehrheit in unserem Land, mit 
einer gemeinsamen Kraftanstrengung aller demokrati-
schen Parteien und verbunden mit dem sozialen Aus-
gleich, der dann eben dafür sorgt, dass niemand über-
fordert wird. Die Beratungen über die Novelle des 
Klimaschutzgesetzes bieten gute Gelegenheiten dazu. 
Dafür möchte ich hier ausdrücklich noch mal werben; 
denn ich finde, das ist jede Anstrengung wert.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD – Frank Steffel [CDU/ 

CSU]: Traurige Bilanz!)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Dr. Rainer Kraft, AfD, ist der nächste Redner.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Rainer Kraft (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Kollegen! Bevor 

wir den Blick auf die Nachhaltigkeit legen, ein kurzes 
Wort zum Antrag der FDP bezüglich klimaneutralem 
Fliegen: Ihr Antrag ist von 2019, und er ist nicht gut 
gealtert, muss man sagen. In einer Zeit, in der die Luft-
hansa bereits 24 000 Stellen gestrichen hat und über die 
Streichung von weiteren 10 000 Stellen nachdenkt, prä-
sentieren Sie einen Antrag, in dem der Deutsche Bundes-
tag das fulminante Wachstum der Luftfahrtbranche mit 
den damit einhergehenden CO2-Emissionen feststellen 
soll.

Ja, liebe FDP, in welchem Bunker habt ihr die letzten 
15 Monate verbracht, dass euch entgangen ist, dass die 
Luftfahrtbranche in der größten Krise steckt, seitdem es 
die Luftfahrt überhaupt gibt? Während also die Men-
schen um ihre Jobs bangen, wollen Sie, dass wir uns 
mit dem CO2-Ausstoß gemäß vollkommen überalterten 
Prognosen beschäftigen. Für diese Taktlosigkeit sollten 
Sie sich ein ganz kleines bisschen schämen.

(Beifall bei der AfD)
Liebe FDP, ein bisschen sollten Sie auch an Ihren 

Prioritäten arbeiten. Denn die Aufgabe der Fluglotsen 
ist es nicht, die CO2-Emissionen von Flugzeugen zu redu-
zieren, sondern das Flugzeug mitsamt Crew und Passa-
gieren sicher an den Bestimmungsort zu bringen.

(Beifall bei der AfD)
Ganz kurz noch zu den jüngeren Anträgen der Grünen: 

Liebe Grüne, Gendersprache ist Idiotensprache,
(Dr. Dietmar Bartsch [DIE LINKE]: Idiotin-

nen!)
und damit ist hier alles dazu gesagt.

(Beifall bei der AfD)
Nun aber alles zur Nachhaltigkeit. Die Überarbeitung 

der deutschen Nachhaltigkeitsstrategie doktert an den 
Symptomen herum, ohne das zentrale Problem zu adres-
sieren. Dieses zentrale Problem ist die falsche Schwer-
punktsetzung der deutschen Regierung in Bezug auf die 
originären Nachhaltigkeitsziele der Agenda 2030. Ob-
wohl das Hauptanliegen der Agenda 2030 die Bekämp-

fung von Armut weltweit ist, setzt diese Bundesregierung 
weiter einseitig auf die Ziele Klimaschutz und die Redu-
zierung vermeintlicher Ungleichheit.

Für Ihren Beitrag zum sogenannten Klimaschutz sind 
Sie bereit, andere, im Gegensatz dazu ganz reale Nach-
haltigkeitsziele und Indikatoren zu vernachlässigen. Für 
den Anstieg der sogenannten erneuerbaren Energien neh-
men Sie die Abholzung von Wäldern und die Industria-
lisierung von Flächen in Kauf. Aber damit widersprechen 
Sie dem Nachhaltigkeitsziel 15: Nachhaltigkeit in 
Ökosystemen an Land sowie nachhaltige Waldbewirt-
schaftung. Das Abholzen von Wald, um eine Windener-
gieanlage hineinzustellen, ist keine nachhaltige Waldbe-
wirtschaftung.

(Beifall bei der AfD)

Sie widersprechen auch dem Nachhaltigkeitsziel 2: 
Bekämpfung des weltweiten Hungers, indem Sie Agrar-
flächen für Windenergieanlagen und Solarfarmen opfern. 
Ihre ganze angeblich nachhaltige Energiepolitik ist der 
größte Feind des Nachhaltigkeitsziels 7. Sie sorgt nicht 
für preiswerte, zuverlässige und saubere Energie, sondern 
für eine Zukunft, in der Strom zum Luxusgut wird, das 
nur unzuverlässig und, wenn, nur zu horrenden Preisen 
zur Verfügung steht. Und durch die Abschaltung von 
Kernkraftwerken wird diese Energie auch noch schmutz-
iger.

Es geht weiter mit den Widersprüchen. Und es wird 
immer abstruser, wie Ihre Politik die Nachhaltigkeitsziele 
konterkariert. Sie sagen, Sie strebten eine Senkung des 
Primärenergiebedarfes an. Aber gleichzeitig wollen Sie 
eine komplett strombasierte Power-to-X-Wirtschaft etab-
lieren. Die dabei wegen der auftretenden massiven ener-
getischen Umwandlungsverluste erforderliche Energie 
müssen Sie aber am Anfang erst einmal erzeugen. Das 
heißt, Ihr Primärenergiebedarf geht erst mal drastisch 
nach oben; er schießt Ihnen durch die Decke. Eine wider-
sprüchlichere Politik hat man selten gesehen, und sie 
gehört im Herbst einfach abgewählt.

(Beifall bei der AfD)

Ihren Kampf gegen die angebliche Ungleichheit führen 
Sie mit den immer gleichen sozialistischen Vorschlag-
hammermethoden. Wer erfolgreich oder fleißig ist, effi-
zient oder produktiv, der bekommt Steuern, Abgaben und 
Bürokratie übergebraten, bis sich alles dem bekannten 
Gerechtigkeitsbegriff der SPD unterordnet: Weniger für 
alle, oder wir machen alle gleich – gleich arm.

(Beifall bei der AfD)

Mit der Verbesserung der Lebensumstände am unteren 
Ende haben Ihre Maßnahmen wenig zu tun. Ganz im 
Gegenteil: Sie belasten die unteren Einkommen durch 
Ihre Energie-, Steuer- und Finanzpolitik. Damit erschwe-
ren Sie es den Menschen, ein unabhängiges, selbstbes-
timmtes Leben in Würde aus eigener Kraft und ohne 
Abhängigkeit von staatlichen Transferleistungen führen 
zu können.

(Beifall bei der AfD)
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Aber ganz offensichtlich ist es Ihre Absicht, den Men-
schen durch hohe Steuern und Abgaben erst möglichst 
viel wegzunehmen, um bei ihnen dann mit kleinen Bro-
samen wieder Wohlwollen, Wohlverhalten und damit 
Wählerstimmen einzukaufen.

Zuletzt etwas zu Ihren leicht absurden Indikatoren der 
Nachhaltigkeitsstrategie, zum Beispiel der Erfassung von 
Straftaten, die sinken sollen. Na ja, das wäre wünschens-
wert, wenn die Anzahl von Straftaten im Lande sinken 
würde, nicht deren Erfassung, oder – besser noch – wenn 
die Aufklärungsquote in Deutschland steigen würde. Ja, 
das wäre ein Schritt hin zu Rechtsstaatlichkeit. Aber die 
bloße Erfassung ist das nicht; denn die bloße Erfassung 
ist nur ein bürokratischer Verwaltungsakt.

(Beifall bei der AfD)

Oder wollen wir Verhältnisse haben wie zum Beispiel in 
Mexiko? Dort werden Straftaten fleißig erfasst, aber nur 
zu circa 2 Prozent aufgeklärt. In Mexiko herrscht also de 
facto Rechtlosigkeit. Aber schön, dass sie dort alles 
erfasst haben.

Als Fazit bleibt festzuhalten, dass die überarbeitete 
deutsche Nachhaltigkeitsstrategie keine Kohärenz mit 
der derzeit ausgeübten Politik in Deutschland aufweist. 
Ihre Politik führt zu Armut, zu Deindustrialisierung, zu 
massivem Flächenverbrauch, zu Energieknappheit und 
zu Umweltzerstörung. Was immer Gutes in der Agen-
da 2030 steckt, wird von Ihrer Politik zunichte gemacht, 
und übrig bleibt am Ende nur Ihr ökosozialistischer Ein-
heitsbrei.

(Beifall bei der AfD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Jetzt hat das Wort die Kollegin Dr. Anja Weisgerber, 

CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Anja Weisgerber (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! In dieser Legislaturperiode haben wir beim 
Klimaschutz einiges erreicht, und wir setzen diese Klima-
schutzpolitik ambitioniert fort. Das Bundesverfassungs-
gericht hat nicht die Instrumente unserer Klimaschutz-
politik infrage gestellt. Allen Unkenrufen zum Trotz 
haben wir das 2020-Ziel jetzt auch erreicht, und zwar 
nicht nur wegen Corona, wie es immer behauptet wird, 
sondern vor allen Dingen wegen unserer Instrumente.

(Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: So ist es!)

Nur im Verkehrssektor merkt man die Coronapandemie, 
weil sich die Mobilität eingeschränkt hat. Aber in allen 
anderen Bereichen haben wir die Ziele wegen unserer 
Instrumente erreicht.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir nehmen den Auftrag des Bundesverfassungsge-
richts jetzt auch ambitioniert an. Was war die Kritik? 
Dass wir bis 2030 die Ziele noch ambitionierter formu-

lieren, auch wegen der Frage der Generationengerechtig-
keit, und dass wir für die Zeit danach die Schritte für das 
Erreichen von Klimaneutralität genau beschreiben.

Wie nehmen wir diesen Auftrag jetzt an? Indem wir 
das Klimaschutzgesetz ambitioniert weiterentwickeln. 
Und das möchte ich an dieser Stelle auch mal sagen, 
Frau Ministerin: Auch die Unionsfraktion ist für diese 
ambitionierte Weiterentwicklung, und ich würde mich 
freuen, wenn Sie in der Öffentlichkeit nicht immer ande-
res behaupten, Frau Ministerin.

(Beifall bei der CDU/CSU – Alexander 
Dobrindt [CDU/CSU]: Wieso behauptet sie 
anderes? Sie könnte doch einfach mal die Rea-
lität beschreiben!)

Wir werden unser Klimaziel, bis 2030 55 Prozent we-
niger CO2 auszustoßen, jetzt auf 65 Prozent erhöhen, und 
wir nehmen uns vor, die Klimaneutralität schon früher, 
2045, zu erreichen. Das ist sehr, sehr ambitioniert. Und da 
muss ich mich schon wundern, wenn die Grünen, die bis 
vor Kurzem 65 Prozent gefordert haben, jetzt nach dem 
Motto „höher, schneller, weiter“ auf einmal 70 Prozent 
fordern. Das ist nämlich unrealistisch, liebe Kolleginnen 
und Kollegen von den Grünen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir machen Klimaschutzpolitik mit Augenmaß, nicht 
nur aus der Sicht der Umwelt- und Klimapolitik, sondern 
wir betrachten auch die Auswirkungen auf die Wirtschaft, 
auf die Arbeitsplätze, auf die soziale Frage, und wir müs-
sen auch die Akzeptanz der Menschen behalten. Wir mer-
ken, dass das Thema Klimawandel in der Mitte der 
Gesellschaft angekommen ist. Die Menschen spüren die 
Folgen für Mensch, Tier, Natur. Die Übersterblichkeit hat 
in den Hitzesommern zugenommen. Wir merken es an 
den Wäldern, wir merken es an der Trockenheit, in der 
Landwirtschaft. Und deshalb ist es wichtig, dass wir un-
sere Klimapolitik ambitioniert fortsetzen.

(Oliver Krischer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie tun es nicht!)

Wir machen das im europäischen und internationalen 
Rahmen. Es war nämlich Angela Merkel, die auf europä-
ischer Ebene durchgesetzt hat, dass die anderen EU-Staa-
ten auch mal mitziehen und das EU-Ziel von 40 auf 
55 Prozent erhöht wird; denn alleine, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, können wir unsere Klimaziele nämlich 
nicht erreichen. Wir brauchen auch die anderen EU-Staa-
ten; wir brauchen auch die anderen Staaten der Welt. Wir 
müssen auch die Entwicklungs- und Schwellenländer 
dazu bringen, ihre Wirtschaft von Anfang an klima-
freundlich aufzubauen. Das ist unsere Politik! Wir ma-
chen Klimaschutz nicht mit der nationalen Brille, sondern 
wir haben den Weitblick, auch auf Europa und die inter-
nationale Ebene, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dann muss ich mich als Nächstes noch mal über die 
Grünen wundern. Sie sagen, ja, die Klimaziele sind jetzt 
festgelegt worden, aber bei den Maßnahmen würden wir 
uns wegducken und gar nichts machen.
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(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, das stimmt! Schauen Sie sich doch 
mal den Herrn Scholz und Herrn Scheuer an 
letzte Woche!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben 80 Milliarden 
Euro in ein Maßnahmenprogramm und in ein Konjunk-
turpaket gesteckt, mit dem wir auf Klima- und Umwelt-
innovationen setzen, das in allen Bereichen Anreize 
schafft – das ist unser Motto. Dann zu behaupten, dass 
wir keine Maßnahmen auf den Weg bringen, ist schlicht 
falsch. Das muss man hier im Hohen Haus auch mal 
ansprechen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Jetzt komme ich zu den Maßnahmen. Wir nehmen in 

allen Bereichen die Bürgerinnen und Bürger mit. Wir 
gestalten den Umstieg im Bereich der Industrie. Wir wol-
len die Wasserstoffstrategie voranbringen, um die Dekar-
bonisierung auch in der Industrie durchzusetzen. Wir 
nehmen, wie gesagt, aber auch die Bürger mit: Wir för-
dern den Umstieg auf das Elektroauto. Wir haben ein 
umfassendes Heizungsaustauschprogramm auf den Weg 
gebracht, das Bundesprogramm zur Förderung effizienter 
Gebäude; die Antragstellungen haben sich verdoppelt, 
verdreifacht,

(Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: Ein Erfolg!)
ein Riesenerfolg. Das gilt es hier mal anzusprechen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – 
Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie haben trotzdem das Bundesverfas-
sungsgerichtsurteil gekriegt!)

Abschließend möchte ich an dieser Stelle noch etwas 
zur Bepreisung sagen. Wir haben drei Instrumente: das 
Klimaschutzgesetz mit einem Monitoringmechanismus, 
das Maßnahmenprogramm, und das Dritte ist die Beprei-
sung. Wir wollen eine moderate Bepreisung, und wir 
wollen in den Anfangsjahren die Menschen auch dabei 
unterstützen, umzusteigen. Die Grünen wollen den Preis-
anstieg früher und höher, und in Wahrheit wollen sie auch 
noch viel mehr, als sie angesprochen haben.

(Oliver Krischer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie wollen gar nichts!)

Aber jetzt kommt der entscheidende Unterschied: Die 
Grünen wollen on top das Verbot des Verbrennungsmo-
tors, das Verbot der Ölheizung; sie wollen Ordnungs-
recht. Und die Wahrheit ist: Das macht dann alles noch 
teurer!

(Beatrix von Storch [AfD]: Das ist Ihr nächster 
Koalitionspartner! Denken Sie darüber mal 
nach!)

Die Alternative ist dann CO2-Bepreisung – moderat. 
CO2 ist die neue Währung. CO2-Bepreisung ist ein 
Gamechanger, aber moderat. Gleichzeitig wollen wir 
die Menschen entlasten, aber nicht mit dem Energiegeld, 
wofür man extra eine Behörde aufbauen muss, um dann 
monatlich 8,30 Euro zu verteilen, was technisch gar nicht 
geht. Vielmehr wollen wir ganz gezielte Entlastungen, 
wir müssen diesen Strompreis senken.

(Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: So ist es!)

Und das machen wir jetzt; wir senken die EEG-Umlage.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)
Wir wollen mit der Erhöhung der Pendlerpauschale die 

Bürgerinnen und Bürger im ländlichen Raum mitnehmen.
(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist doch alles beschlossen! Mit 
uns!)

Wir haben das Wohngeld erhöht, und wir investieren in 
den Umstieg auf alternative Technologien. Wir setzen auf 
Innovation und Fortschritt. Wir wollen Begeisterung und 
nicht Askese. Das ist der Unterschied zwischen Ihnen 
und uns.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf des Abg. 
Alexander Dobrindt [CDU/CSU] – Gegenruf 
der Abg. Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Sie waren doch bei den Ver-
handlungen dabei, Herr Dobrindt! – Gegenruf 
des Abg. Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: 
Eure Haltung ist keine Haltung oder Kritik! – 
Gegenruf der Abg. Britta Haßelmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Ohne uns hätten Sie 
doch gar keine Mehrheit im Bundesrat gehabt! 
Das ist die Wahrheit!)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Dr. Lukas Köhler, FDP, ist der nächste Redner.

(Beifall bei der FDP)

Dr. Lukas Köhler (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Das Ziel des Klimaschutzes ist rela-
tiv klar und offensichtlich, und zumindest die meisten 
Fraktionen dieses Hauses haben sich darauf committet: 
das 1,5-Grad-Ziel.

Die Neufassung dieses Klimaschutzgesetzes ist aber 
nicht aufgrund dieser Zielsetzung vorgenommen worden, 
sondern aufgrund eines Urteils des Bundesverfassungs-
gerichts. Das muss man sich schon noch mal näher angu-
cken. Frau Schulze, Sie habe es gerade geschafft, leider 
nichts zum Gesetz zu sagen, aber den Punkt, den das 
Bundesverfassungsgerichtsurteil aufgemacht hat, falsch 
aufzugreifen. Sie haben über die konkreten Ziele gespro-
chen; aber das Bundesverfassungsgericht verpflichtet uns 
vor allen Dingen, einen Pfad aufzuzeigen, wie wir die 
Freiheit kommender Generationen schützen. Und das 
leistet dieses Gesetz nicht, und das ist eigentlich ein 
Skandal.

(Beifall bei der FDP)
Ich möchte Ihnen auch sagen, warum das so ist. Sie 

haben in dieser Neufassung vor allen Dingen für die Zeit 
nach 2030 den Auftrag, diesen Pfad fortzuschreiben. Was 
Sie jetzt gemacht haben, ist, jährliche Ziele festzulegen. 
Ich habe mir das mal näher angeguckt: Sie haben von 
2032 bis 2034 eine Emissionsminderung von 2 Prozent 
festgeschrieben, von 2034 bis 2035 3 Prozent, von 2036 
bis 2038 wieder 2 Prozent, 2038 bis 2039 wieder 3 Pro-

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 233. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 10. Juni 2021                                                                                                                                                                                              29941 

Dr. Anja Weisgerber 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



zent. Beim Betrachten der Jahreszahlen stellt man sich 
schon die Frage: Hat das jemand gewürfelt? Wie kommen 
Sie denn darauf, exakt vorgeben zu können, in welchem 
Jahr was passiert? Fällt einmal ein Stahlwerk aus dem 
CO2-Ausstoß raus, wird ein Stahlwerk direkt reduziert, 
dann gibt es sofort einen massiven Sprung in Ihren Jah-
reszahlen. Es ist doch absurd, zu denken, die Politik heute 
könnte schon wissen, welche Technologie in 10, 15 Jahren 
die richtige ist, welche funktioniert hat, wo wir Dinge 
erreicht haben. Das ist doch Wahnsinn!

Und dann kommen Sie auf die Idee, zu sagen: Na ja, 
neben diesen Jahressenkungszahlen, die wir vorgeben 
wollen, haben wir noch Sektorziele. Wenn der Ausfall 
des Stahlwerks dafür gesorgt hat, dass wir den CO2-Aus-
stoß meinetwegen im Jahr 2034 – ich weiß es nicht – 
massiv gesenkt haben, kann es trotzdem sein, dass der 
Verkehrssektor in diesem Jahr die Reduktion nicht 
geschafft hat. Dann sind Sie bei Sofortmaßnahmen, und 
im Gebäudebereich und im Verkehrssektor bedeuten 
Sofortmaßnahmen ganz harte Einschnitte für Bürgerin-
nen und Bürger; denn Sofortmaßnahmen, Maßnahmen, 
die in einem halben Jahr dafür sorgen müssen, dass 
CO2 reduziert wird, sind zum Beispiel Fahrverbote an 
Sonntagen oder das Einschränken bei der Heizung. Es 
kann doch niemand in diesem Hohen Haus wollen, dass 
wir den Menschen sagen: Ihr dürft in eurer Wohnung 
nicht wärmer als meinetwegen 20 Grad heizen. – Das 
kann doch nicht das Ziel eines Sofortprogramms sein! 
Meine Damen und Herren, das ist doch keine Maßnahme, 
wie man zu mehr Klimaschutz kommt.

(Beifall bei der FDP – Dr. Matthias Miersch 
[SPD]: Sagt doch überhaupt keiner!)

Dann hat das Bundesverfassungsgericht der Bundesre-
gierung aufgegeben, vor allen Dingen nicht nur eine eige-
ne Planung vorzulegen, sondern auch dafür zu sorgen, 
dass wir eine europäisch eingebundene Strategie haben. 
Was Sie jetzt gemacht haben, ist aber genau das Gegen-
teil. Sie haben jetzt im Vorgriff, vor den Verhandlungen in 
Europa, schon festgelegt, dass Sie bis 2030 – darüber hat 
das Bundesverfassungsgericht gar nicht gesprochen – auf 
65 Prozent hochgehen. Das klingt wahlkampfmäßig nach 
einer Steigerung der Ambitionen, aber es ist tatsächlich 
eigentlich nur ein Etikettenschwindel; denn im Bereich 
des Effort Sharing – nur den können Sie ja hier eigentlich 
regulieren –, also nicht im Bereich des Emissionshandels, 
sondern in den Bereichen Verkehr und Wärme, wo es 
Lastenteilung gibt, werden wir höchstwahrscheinlich 
sowieso auf 65 Prozent hochgehen müssen. Die Bundes-
regierung muss natürlich ihre Ambitionen steigern; wir 
waren bereits bei 55 Prozent.

Jetzt haben Sie sich aber – und das ist das Schlimme – 
die Verhandlungsmasse weggenommen. Sie haben sich 
der Verhandlungsmöglichkeit auf europäischer Ebene 
beraubt, mit den Ländern im Osten Europas reden zu 
können und zu sagen: Ja, Mensch, wenn wir auf, sagen 
wir mal, 66 Prozent oder auch nur 64 Prozent hochgehen, 
dann könnt ihr das und das machen. – Das ist weg, das ist 
vom Tisch, und das ist doch traurig.

(Beifall bei der FDP)

Jetzt haben Sie aber – das ist das Fatale – 2045 als Ziel 
aufgeschrieben, ohne europäisch zu koordinieren. Was 
passiert denn 2045, wenn wir dann in Deutschland klima-
neutral sind? Was passiert dann? Die Emissionen, die 
dann noch bis 2050 übrig sind, werden per Wasserbett-
effekt über ganz Europa verteilt. Im schlimmsten Fall 
haben Sie für unseren Klimaschutz richtig viele Kosten 
aufgerufen, um europäisch nichts, aber auch gar nichts zu 
erreichen. Das ist doch keine Klimapolitik. Das ist ein 
Abgesang an Vernunft.

(Beifall bei der FDP)
Meine Damen und Herren, Sie zeigen in diesem Gesetz 

keinen einzigen Pfad auf, wie Sie das wirklich machen 
wollen. Sie reden nicht darüber, dass Sie Negativemissio-
nen brauchen. Sie reden nicht darüber, wie Sie schneller 
europäisch, auch in Deutschland, erneuerbare Energien 
aufbauen. Sie haben es am Anfang des Jahres noch nicht 
mal geschafft, das EEG an das neue Ziel der Europä-
ischen Union anzupassen, so wie Sie es in einem eigenen 
Entschließungsantrag gefordert haben. Sie haben gar 
nichts erreicht!

(Beifall bei der FDP)
Sie haben ein paar Zahlen aufgeschrieben und sonst 
nichts für den Klimaschutz getan.

Hätten Sie, wie Sie es als Union auch öfters mal ankün-
digen, den Emissionshandel ausgeweitet,

(Ralph Brinkhaus [CDU/CSU]: Wir haben ihn 
ausgeweitet!)

ein klares CO2-Limit eingezogen und einen klaren Sen-
kungspfad für die nächsten Jahren aufgezeigt,

(Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU]: Dann 
wären wir bei 1,40 Euro! Jetzt sind es 40 Cent!)

dann könnte Klimaschutz funktionieren. Was Sie ge-
macht haben, ist leider nicht mehr als ein netter Wahl-
kampfversuch. Es ist traurig, dass Sie das als Klima-
schutz bezeichnen.

(Beifall bei der FDP)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nächster Redner ist der Herr Fraktionsvorsitzende der 

Linken, Dr. Dietmar Bartsch.

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Dietmar Bartsch (DIE LINKE):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Mei-

ne Damen und Herren! 40 Jahre lang warnt die Wissen-
schaft vor den Folgen des menschengemachten Klima-
wandels, und fast so lange, meine Damen und Herren 
von Union und SPD, sind Sie in Regierungsverantwor-
tung. Ja, Frau Schulze, das ist das große Thema – ich 
stimme Ihnen ausdrücklich zu –; aber Sie haben eben 
viel zu lange die Augen vor diesen Herausforderungen 
zugekniffen.

(Beifall bei der LINKEN)
Immer hat eine von Ihnen beiden regiert, und wir sehen 
jetzt die Resultate.
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Obwohl die Fakten lange auf dem Tisch gelegen ha-
ben, haben Sie es geschafft, dass Klimapolitik, Klima-
schutz jetzt zu einem Schnellschuss werden. Dieser ist 
klimapolitisch vielfach ineffektiv. Er ist vor allen Dingen 
teuer für die Bürgerinnen und Bürger, und er ist in seinen 
Folgen vielfach unsozial. Ohne die vielen jungen Leute, 
die für Klimaschutz auf die Straße gegangen sind, ohne 
das Bundesverfassungsgericht wären Sie doch heute auf 
dem Stand, den Sie damals verabschiedet haben.

(Beifall bei der LINKEN)
Ich sage mal ganz klar: Sie legen ein Gesetz vor, ein 

Klimaschutzpaket. Ich kann mich noch sehr gut erinnern: 
Es wurde doch hier im Haus darüber gejubelt, wie toll das 
ist. Das wurde doch hochgejubelt, und zwar von allen. 
Dann kommt das Verfassungsgericht und kassiert das. 
Jetzt sind Sie dankbar dafür, und jetzt können Sie was 
Neues machen. Ich frage mich: Warum haben Sie das 
nicht gleich gemacht?

(Beifall bei der LINKEN)
Jetzt auf einmal höre ich von Frau Weisgerber: Wir 

sind ambitioniert. – Ja, warum waren Sie denn nicht vor-
her ambitioniert? Das wäre doch dringend notwendig 
gewesen. Es gibt doch niemanden mit Verstand, der die 
dringende Notwendigkeit einer Politik, die den Anstieg 
der globalen Erwärmung auf höchstens 1,5 Grad 
begrenzt, leugnet. Aber es ist doch absurd, deshalb vor 
allen Dingen an der Preisschraube zu drehen, um das 
Klima zu retten.

Was tun Sie denn wirklich für Nahverkehr und Bahn? 
Viel zu wenig! Was tun Sie, um die Güter weg von den 
Lkws auf der Straße hin zur Schiene zu bringen, meine 
Damen und Herren? Was tun Sie, um etwas daran zu 
ändern, dass die großen Konzerne Produkte herstellen, 
die schnell kaputtgehen? Was tun Sie dagegen, dass Pro-
dukte fünfmal um den Globus verschifft werden, oder 
eben auch dagegen, dass Kurzstreckenflüge überflüssig 
werden? An den Strukturen – das ist mein Kernvorwurf – 
ändern Sie so gut wie nichts. Dafür greifen Sie den Bür-
gerinnen und Bürger ins Portemonnaie. Das ist die Wahr-
heit, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der LINKEN)
Sie haben die letzten Jahre verpennt. Jetzt betreiben Sie 

eine Klimapolitik auf Kosten der Pendler, der Familien 
und der ganz normalen Leute. Frau Schulze, Sie haben 
angekündigt: Wir wollen die Lasten gerecht verteilen. – 
Dann kann ich nur vorschlagen: Nehmen Sie ausdrück-
lich unsere Vorschläge in den Beratungen auf! Dann kann 
das wirklich was werden.

(Beifall bei der LINKEN)
Sie verweigern sich, die großen Klimasünder in die 
Pflicht zu nehmen.

(Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: Welche 
Vorschläge waren das noch mal?)

Sie haben versprochen, die Menschen mit Ihrem Kli-
mapaket zu entlasten. Aber die Menschen werden nicht 
entlastet; sie werden belastet. Mieterinnen und Mieter, 
Pendler, Familien bezahlen die Klimapolitik. Seit Jahres-
beginn zahlen die Menschen für Sprit und Heizung einen 

satten Aufpreis. Ich meine, Sie wissen doch: In dem 
Benzinpreis von 1,55 Euro sind 90,7 Cent Steuern und 
Abgaben enthalten. Dazu kommt noch die Kfz-Steuer. 
Und das reicht Ihnen nicht?

(Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: Wie war 
gleich noch mal Ihr Vorschlag?)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, am Wochenende 
beginnt die Fußballeuropameisterschaft. In einer Diszip-
lin sind wir schon Europameister: bei den Strompreisen. – 
Sie sind nirgendwo so hoch wie bei uns. Das ist der Titel, 
den sich Peter Altmaier verdient hat; das ist sein Pokal. 
Deutschland ist Europameister bei den Strompreisen.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: EEG-Umlage!)
4,7 Milliarden Euro der Verbraucher haben Sie zu Jah-

resbeginn in die EEG-Umlage gepumpt. Aber die Strom-
preise sind eben nicht gesunken. Stabilisierung ist keine 
Senkung. Ihr EEG-Gesetz ist teurer Murks, meine Damen 
und Herren. Wieder kündigen Sie auch heute nur an. Was 
ist denn mit den Heizkosten? Ich meine, dieses Thema ist 
doch für jeden transparent gewesen. Sollen das jetzt wirk-
lich die 60 Prozent der Haushalte bezahlen, die keine 
Wahl haben, womit sie heizen? Deren steigende Kosten 
will die Union völlig auf die Mieterinnen und Mieter 
übertragen. Das ist wirklich nicht in Ordnung, und auch 
das kriegen Sie in Ihrer Koalition nicht hin.

(Beifall bei der LINKEN)
Das ist Lobbyismus und nichts anderes.

Strom, Heizung, Sprit, sie agieren als Preistreiber, der 
die Löhne und Renten der Menschen auffrisst, meine 
Damen und Herren, und dem Klima leider überhaupt 
nicht nutzt. Wie nehmen Sie die Bürgerinnen und Bürger 
mit? Frau Weisgerber hat es eben gesagt: Das ist Alibi-
politik, das ist Abzocke als Klimaschutz.

(Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU]: Was?)
Schaffen Sie Alternativen für die Leute!

Was sagen Sie denn den Menschen in meiner Heimat 
Mecklenburg-Vorpommern? Was sagen Sie der Kranken-
schwester, die eine Ölheizung hat und einen Verbrenner 
fährt? Was sagen Sie der? Sagen Sie der, sie muss einfach 
mehr bezahlen? Das genau kann nicht sein.

(Beifall bei der LINKEN – Widerspruch der 
Abg. Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU])

Sie haben doch in Ihrer Regierungszeit 6 500 Kilometer 
Bahnstrecke stillgelegt. Das müsste endlich mal anders 
sein. Es ist doch real so, dass in Berlin alle Hecken zer-
treten sind, weil Sie sich in den letzten Tagen immer 
wieder in die Büsche geschlagen haben. Das ist die Wahr-
heit, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der LINKEN – Alexander Dobrindt 
[CDU/CSU]: Die Linke hat zu Recht bei den 
Wählern in Sachsen-Anhalt verloren! Bei die-
ser Argumentation!)

Klimapolitik wird nur dann erfolgreich sein, wenn Sie 
gesellschaftliche Mehrheiten auch bei denen, die entlastet 
werden müssen, bekommen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir als Linke haben 
einen konkreten Plan.
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(Lachen bei Abgeordneten der SPD)

Bitte nehmen Sie möglichst viel davon in den Beratungen 
auf. Dafür braucht es vor allen Dingen Strukturreformen 
und keine Moral- und Preiskeule. Das hilft. Wir brauchen 
einen Klimawandel,

(Ralph Brinkhaus [CDU/CSU]: Nein, wir 
brauchen keinen Klimawandel!)

und dafür ein gesellschaftliches Klima, dass dieser mög-
lich wird.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der LINKEN – Alexander Dobrindt 
[CDU/CSU]: Jetzt spricht er auch noch für den 
Klimawandel!)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nächster Redner ist der Fraktionsvorsitzende von 

Bündnis 90/Die Grünen, Dr. Anton Hofreiter.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Anton Hofreiter (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Klimaneutralität ist das wichtigste Zukunfts-
projekt unserer Zeit. Sie ist im wörtlichen Sinne über-
lebenswichtig. Sie ist zentral für alle Lebensbereiche: 
für unseren Wohlstand, für zukunftsfähige Arbeitsplätze, 
für die Freiheit zukünftiger Generationen und für den 
Zusammenhalt unserer Gesellschaft.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie haben uns ja ein neues Klimaschutzgesetz vorge-
legt. Ja, dieses Gesetz könnte und sollte in den Zielen 
noch ambitionierter sein. Und: Ja, dieses Gesetz ist wie-
der mal nicht das Ergebnis gestaltender Politik, sondern 
wurde vom Bundesverfassungsgericht erzwungen. – Was 
ich Ihnen aber wirklich vorwerfe, ist, dass Sie einmal 
mehr höhere Ziele beschließen, ohne die dafür notwen-
digen Maßnahmen ausreichend mitzuliefern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wissen Sie, Klimaschutz fällt halt nicht einfach vom 
Himmel, sondern Klimaschutz muss man mit konkreten 
Gesetzen und Vorschlägen machen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir erleben das glei-
che Scharmützel, das wir seit Jahren kennen: Die SPD 
will keinen höheren CO2-Preis, die Union blockiert beim 
Ausbau der erneuerbaren Energien und bei einem ver-
nünftigen sozialen Ausgleich. Aber, ehrlich gesagt, ich 
denke, von Ihnen hätte gar niemand ein ambitioniertes 
Sofortprogramm erwartet. Dieses Versagen war von der 
Öffentlichkeit längst eingepreist.

Aber was ich Ihnen von der SPD und ganz besonders 
Ihrem Kanzlerkandidaten vorwerfe, ist das, was Sie in 
den letzten Wochen abgezogen haben. Das hat noch mal 
eine ganz andere Qualität. Sie haben sich entschlossen, 
bewusst gegen eine ambitionierte Klimaschutzpolitik, die 
Sie vor zwei Wochen selbst noch gefordert haben, zu 
Felde zu ziehen. Das ist angesichts der Herausforderun-
gen mehr als armselig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Widerspruch bei der SPD – Dr. Lukas Köhler 
[FDP]: Das hätten Sie am Freitag ja mal erklä-
ren können! Warum haben Sie denn die Aktuel-
le Stunde dafür nicht genutzt?)

Liebe Union, statt eine Debatte über den richtigen Weg 
zu führen und eigene Vorschläge zu bringen, versuchen 
Sie, diese Debatte zu zerstören.

Liebe SPD, statt sich um die berechtigten Sorgen der 
Menschen im Übergang und um einen wirksamen sozia-
len Ausgleich zu kümmern, schürt euer Kanzlerkandidat 
Olaf Scholz ausgerechnet gemeinsam mit Andi Scheuer – 
dass euch das nicht selber peinlich ist – für eine „Bild“- 
Schlagzeile Ressentiments um Benzinnot.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Die Bundeskanzlerin macht sich ja immer Sorgen über 

die gesellschaftlichen Mehrheiten beim Thema Klima-
schutz. Genau diese gesellschaftlichen Mehrheiten, die 
es im Moment gerade gibt, versuchen Sie zu untergraben. 
Sie stellen Ihre kurzfristigen Parteitaktiken und Ihren 
Wahlkampf über den gesellschaftlichen Zusammenhalt 
und über das Wohl des Landes. Das ist bei dieser histori-
schen Aufgabe unverantwortlich.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Timon Gremmels [SPD]: Frau Baerbock hat 
doch diese Debatte angezettelt!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir werden die 
gigantische Aufgabe, die vor uns liegt, nicht mit Poesieal-
bumsprüchen und einem Zickzackkurs à la Armin 
Laschet oder einseitigen Verkürzungen à la Olaf Scholz 
bewältigen. Sie können das ja noch einmal nachlesen, 
zum Beispiel gestern beim Rat für Nachhaltige Entwick-
lung und bei der Leopoldina: Es braucht eine CO2- 
Bepreisung und kluges Ordnungsrecht und eine Förder-
politik und eine offensive Investitionspolitik.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Timon Gremmels [SPD]: Das machen wir 
doch!)

Wir brauchen eine Offensive für erneuerbare Energien, 
und wir müssen schneller raus aus der Kohle. Wir müssen 
Bahn, Bus und Fahrrad ausbauen, und wir müssen so 
schnell wie möglich raus aus dem Verbrennungsmotor.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Lukas Köhler [FDP]: Das sagt aber nicht 
die Leopoldina! Sie müssen schon richtig zitie-
ren, Herr Hofreiter!)

Das alles sind Instrumente und Maßnahmen, die inei-
nandergreifen. Um die Klimaschutzziele zu erreichen, 
können wir keine Wunschliste machen, aus der man 
sich raussucht, was einem gerade ideologisch oder wahl-
kampftaktisch in den Kram passt. Hören Sie endlich auf, 
das eine gegen das andere auszuspielen. Klimaschutz 
erfordert jetzt aufgrund des jahrelangen Nichthandelns, 
dass wir in allen Bereichen und mit allen Instrumenten 
handeln.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: Wir haben 
die Klimaschutzziele 2020 erreicht!)
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, so unverantwortlich 
Ihr Handeln ist: Die vielen Fragen der Menschen in un-
serem Land sind es nicht. Wir haben wahnsinnig viel Zeit 
verloren beim Klimaschutz. Umso größer sind jetzt die 
Herausforderung und der Zeitdruck. Da gibt es berechtig-
te Sorgen.

(Timon Gremmels [SPD]: Ist euch egal!)
Die Beschäftigten der Autoindustrie sorgen sich um ihre 
Arbeitsplätze, Menschen auf dem Land um ihre Mobili-
tät, Mieterinnen und Mieter über weiter steigende Mie-
ten.

(Timon Gremmels [SPD]: Ist euch doch auch 
egal!)

Genau dafür machen wir konkrete Vorschläge. Unser 
Ziel ist es, mit dem Energiegeld vor allem Menschen mit 
geringerem Einkommen zu entlasten. Während Sie 
öffentlich polemisieren, kümmern wir uns um den sozia-
len Ausgleich.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Lachen bei der AfD – Timon Gremmels [SPD]: 
Wo denn? – Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: 
Da müssen Sie doch selber lachen, Herr 
Hofreiter!)

Unser Ziel ist, mit Klimazuschüssen Geringverdiener 
bei der Anschaffung eines emissionsfreien Autos oder 
einer Wärmepumpe zu unterstützen; Sie hingegen verun-
sichern Pendlerinnen und Pendler. Unser Ziel ist, dass die 
Eigentümer den CO2-Anteil der Heizkosten tragen statt 
die Mieter/-innen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Die können nämlich die Art der Heizung nicht auswäh-
len; das kann der Vermieter machen. Unser Ziel ist eine 
aktive Industriepolitik und Qualifizierung für die Arbeits-
plätze von morgen. Und: Wir wollen ein sozial gerechte-
res Land mit höherem Mindestlohn, mit starken Gewerk-
schaften und mit guten Löhnen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: Mit höheren 
Steuern und mehr Verboten! Das ist doch Ihr 
Ziel!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, auf dem Weg zur 
Klimaneutralität müssen wir als Gesellschaft über uns 
hinauswachsen. Das macht Führung aus. Genau diese 
Führung verweigern Sie, verweigern Armin Laschet 
und Olaf Scholz. Die Richtlinienkompetenz beim Klima-
schutz haben Sie doch längst abgegeben. Es wird Zeit, 
dass Schwarz-Rot insgesamt seine Richtlinienkompetenz 
abgibt.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Das war 
die Rede für den Parteitag am Samstag!)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nächster Redner ist der Kollege Dr. Matthias Miersch, 

SPD.
(Beifall bei der SPD)

Dr. Matthias Miersch (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es 

ist schon ganz spannend, die Reden von den unterschied-
lichsten Fraktionen zu hören. In der Opposition ist das 
auch immer alles ganz, ganz einfach. Aber hier zu sagen, 
es sei nichts geschehen, ist schon, finde ich, unredlich.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Meine Fraktion hat über zehn Jahre dafür gekämpft, 

dass Klimaschutz endlich verbindlich wird. Ich weiß 
noch sehr genau, wie ich mit Armin Laschet verhandelt 
habe. Der Begriff des Klimaschutzgesetzes durfte nicht in 
den Koalitionsvertrag; Zielvorgabe war lediglich ein Ge-
setz zur Erhaltung der Ziele. Drei Jahre später reden wir 
alle über das Klimaschutzgesetz. Der UN-Generalsekre-
tär hat vor wenigen Monaten von dieser Stelle aus gesagt: 
Das Klimaschutzgesetz, das die Bundesrepublik 
Deutschland auf den Weg gebracht hat, ist international 
vorbildhaft. – Daran müssen Sie sich messen lassen, liebe 
Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Dass wir jetzt über den Weg streiten, das ist eben 
Politik. Und es ist das Ziel des Klimaschutzgesetzes, 
dass wir uns jedes Jahr messen lassen, ob wir Ziele er-
reicht haben und nicht erreicht haben. Herr Köhler, natür-
lich gibt es ein Monitoring, was die unterschiedlichen 
Entwicklungen letztlich mit aufgreift. Das Entscheidende 
ist aber, dass sich keine Bundesregierung, die nach uns 
kommt, in dem Zeitraum bis 2045 wegducken kann. Kli-
maschutz ist verbindlich, ist Gesetz, und das ist histo-
risch, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Dr. Anja 
Weisgerber [CDU/CSU])

Über den richtigen Weg muss man streiten. Die Politik 
hat im Wesentlichen drei Instrumente.

Erstens. Sie kann Regeln geben. Das ist das Ordnungs-
recht. Diese Regeln gelten für alle.

Zweitens haben wir die Förderung.
Drittens haben wir die Bepreisung. Die Kollegin 

Weisgerber hat es eben dargestellt: Wir haben das größte 
Konjunkturprogramm in der Bundesrepublik Deutsch-
land aufgelegt, etwas, was vor allem auch an dem System 
der Nachhaltigkeit orientiert ist. Das ist Fördern, liebe 
Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Im Übrigen, das Bundesverfassungsgericht hat gerade 
nicht das Klimaschutzgesetz und die Zielsetzung 2030 
kritisiert. Das machen wir, weil die Europäische Union 
ambitionierter sein will und wir auch in Vorleistung treten 
müssen. Das ist auch eine Verdrehung der Tatsachen, die 
Sie hier gerade vornehmen.

(Beifall bei der SPD)
Wenn die Grünen, Herr Kollege Hofreiter, dann sug-

gerieren, dass die Erhöhung des CO2-Preises die Errei-
chung der Klimaschutzziele und die ambitionierteren 
Ziele tatsächlich sicherstellen würden, dann ist das in 
der Tat ein richtiger Dissens zwischen uns. Denn noch 
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vor anderthalb Jahren haben Sie, Herr Hofreiter – damals 
haben CDU/CSU, SPD und Grüne sehr sorgsam geguckt, 
wie stark ein Preissignal sein darf, ohne soziale Verwer-
fungen zu verursachen –, einem Kompromiss zuge-
stimmt, der genau diesen Pfad vorsieht. Jetzt zu verlan-
gen, dass vorgezogen wird, ist die Aufkündigung dieses 
Kompromisses, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Wenn Sie dann noch suggerieren, damit das ambitio-

nierte Klimaschutzziel zu erreichen, dann sage ich Ihnen: 
Wie soll das denn passieren? Sie diskutieren jetzt auf 
Ihrem Parteitag Anträge über CO2-Preise von über 
180 Euro. Ich kann Ihnen sagen: Wir haben einen schritt-
weisen Anstieg des Preises. Im Übrigen, Herr Köhler, ab 
2027 haben wir ein Emissionshandelssystem etabliert.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Das wird uns vor große Herausforderungen stellen. Des-
wegen sage ich: Die nächsten vier Jahre sind entschei-
dend; denn wenn wir nicht auf Bundes-, Landes- und 
kommunaler Ebene dazu kommen – dass Peter Tschent-
scher hier ist, ist ein ganz wichtiges Signal –, dass wir die 
Alternativen in den nächsten vier Jahren schaffen, also 
einen massiven Ausbau der erneuerbaren Energien, der 
alternativen Energiequellen und der Förderinstrumente, 
die den Umstieg ermöglichen, dann treffen wir die, die 
es nicht mehr bezahlen können, und das ist nicht unsere 
Antwort.

(Beifall bei der SPD)
Ich will mir an der Stelle sparen, ausführlich darauf 

hinzuweisen, was die Grünen in ihrer Landesregierung 
teilweise machen. In Baden-Württemberg sind sämtliche 
Maßnahmen unter einen Finanzierungsvorbehalt gestellt. 
So geht dann auch nicht effektiver Klimaschutz.

(Beifall bei der SPD)
Lassen Sie uns in den nächsten Jahren Schritt für 

Schritt darüber reden, wie der Instrumentenmix den 
Zusammenhalt dieser Gesellschaft unter Wahrung der 
Klimaziele miteinander in Einklang bringt. Das ist die 
sozialdemokratische Antwort. Wir haben uns gegründet, 
weil wir gesagt haben, die großen Herausforderungen 
können Menschen nur gemeinsam bewältigen. Das ist 
unsere Antwort. Wir haben die gesetzliche Grundlage 
mit dem Klimaschutzgesetz geschaffen, und jetzt geht 
es um die Maßnahmen. Ich freue mich auf die Debatten 
in den weiteren Jahren.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Jetzt erteile ich dem Kollegen Karsten Hilse, AfD, das 

Wort.
(Beifall bei der AfD)

Herr Hilse, ziehen Sie die Maske über die Nase.

Karsten Hilse (AfD):
Na klar. – Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen 

und Herren! Liebe Landsleute! So schnell wie bei dieser 
Novellierung des Klimaschutzgesetzes hat noch nie eine 
Bundesregierung auf eine Vorgabe des Bundesverfas-

sungsgerichts reagiert, um die für unser Volk extrem 
schädlichen Vorgaben umzusetzen. Das lässt vermuten, 
dass hier das Urteil nicht nur wie gerufen kommt, sondern 
vielleicht sogar von ihr, wenn auch über Umwege, be-
stellt wurde. Denn anders ist es nicht zu erklären, warum 
Kläger und Beklagte so glücklich, ja regelrecht eupho-
risch über das Urteil sind. Der ehemalige stellvertretende 
Vorsitzende der CDU/CSU-Fraktion Herr Harbarth und 
seine Kollegen haben somit ganze Arbeit geleistet.

Mit dieser Verstärkung im Rücken hat das Kabinett 
auch ganze Arbeit geleistet – nicht gekleckert, sondern 
geklotzt – und mal eben per Federstrich Klimaneutrali-
tät – was auch immer das sein soll – von 2050 auf 2045 
vorgezogen, unter dem Motto: Nach uns die Sintflut.

(Dr. Anton Hofreiter [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Dass Sie keine Ahnung haben, ist 
ja logisch!)

Es schert dabei niemanden, dass kein noch so aktives 
Handeln einen rein statistischen Wert, der das Klima 
nun mal ist, schützen kann. Es schert auch niemanden, 
dass das Kabinett Merkel und Sie alle – von den roten 
über die grünen Kommunisten bis hin zu den Magen-
tasozialisten – Deutschland damit größtmöglichen Scha-
den zufügen werden,

(Beifall bei der AfD)
auch wenn Sie das natürlich vehement bestreiten und, 
ohne dabei rot zu werden, sogar das glatte Gegenteil 
behaupten.

Mit der beabsichtigten massiven Senkung der Emissio-
nen fahren Sie so gut wie alle Wirtschaftszweige wissent-
lich und vorsätzlich in den Keller und opfern bedenkenlos 
den über Generationen fleißiger Menschen erarbeiteten 
Wohlstand in Deutschland. Das ist das eigentliche Pro-
blem, ja die Katastrophe eines scheinheilig als zum 
Schutz künftiger Generationen ausgegebenen Klima-
schutzgesetzes und seiner furchtbaren Wirkung.

Mit dem bekannten Urteil wird das Ganze fast unum-
kehrbar gemacht, und alles wider besseres Wissen; denn 
jedem mit durchschnittlichen kognitiven Fähigkeiten ist 
klar, dass, selbst wenn die Hypothese stimmen sollte, 
dass das menschengemachte CO2 einen maßgeblichen 
Einfluss auf Klimaschwankungen hat – wofür es bis heu-
te keinen einzigen wissenschaftlichen Beweis gibt –,

(Timon Gremmels [SPD]: Na ja!)
Deutschlands Anteil daran verschwindend klein wäre. 
Selbst wenn Deutschland in Jahresfrist nicht ein einziges 
Gramm CO2 ausstieße, verringerte sich die hypothetische 
Temperaturerhöhung um 0,000653 Grad; das ist prak-
tisch nichts. Sie wissen das. Sie leitet allein der streng-
religiöse Glaube der Klimasekte an die Klimaerhitzung 
und daran, dass die Welt dem deutschen Vorbild irgend-
wann folgen werde. Sie wird einen Teufel tun.

(Beifall bei der AfD)
Denn niemand, der klar im Kopf ist, wird diesem Pfad ins 
Elend folgen, weil CO2 eben kein Teufelszeug oder gar 
Gift ist, sondern die Quelle allen Lebens auf der Erde. 
Kein Leben auf der Erde würde ohne CO2 existieren.

(Zuruf des Abg. Timon Gremmels [SPD])
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– Gucken Sie mal in Ihr Chemiebuch. Mein Onkel 
Werner hätte zu Ihnen gesagt: Wenn wir dich nicht hätten, 
dich bräuchten wir gar nicht. – Herr Gremmels, bitte.

(Beifall bei der AfD)

Niemand, der noch Wohlstand für sein Volk erlangen 
will – Sie wollen das entgegen Ihrem Eid nicht –, wird 
Deutschland auf seinem höllischen Weg folgen. Schauen 
Sie sich nur die Emissionsentwicklung sogenannter Ent-
wicklungsländer, zum Beispiel China, an. Sie dürfen bis 
zum Jahr 2030 ihre CO2-Emissionen in dem Maße stei-
gern, wie sie es als notwendig erachten. China erhöht 
seine Emissionen pro Jahr ungefähr um den gleichen 
Wert, wie ihn Deutschland insgesamt ausstößt. Wenn 
Deutschland also kein einziges Gramm CO2 mehr aus-
stoßen würde, hätte China das in einer Jahresfrist wieder 
ausgeglichen. Das macht nicht nur deutlich, dass Sie 
offensichtlich kognitive Schwierigkeiten haben, das The-
ma in seiner Gänze zu erfassen, sondern auch, dass die 
Pariser Klimaübereinkunft bestenfalls als Lippenbe-
kenntnis verstanden wird.

(Beifall bei der AfD)

Allerdings ist es auch gut geeignet, um Konkurrenten 
um die Zukunft auf dieser Welt – noch ist Deutschland 
Konkurrent – durch deren Selbstzerstörung aus dem Weg 
zu räumen. Welch Irrglaube, welche Hybris spricht aus 
diesem Gesetz. Es ist schon so, wie Ottmar Edenhofer, 
seinerzeit Vize- und jetzt Co-Chef des Potsdam-Instituts 
für Klimafolgenforschung, in einem unbedachten 
Moment äußerte und als Richtung vorgab:

Wir verteilen durch die Klimapolitik de facto das 
Weltvermögen um. Dass die Besitzer von Gas, Koh-
le und Öl davon nicht begeistert sind, liegt auf der 
Hand. Man muss sich von der Illusion freimachen, 
dass internationale Klimapolitik Umweltpolitik ist. 
Das hat mit Umweltpolitik, mit Problemen wie 
Waldsterben oder Ozonloch fast nichts mehr zu tun.

(Beifall bei der AfD)

Umverteilung ist der einzige Zweck dieses Gesetzes. 
Sie plündern den Großteil des deutschen Volkes aus, da-
mit sich einige wenige die schon prall gefüllten Taschen 
weiter füllen können, im In- und im Ausland.

(Beifall bei der AfD)

Wenn dann noch im allgemeinen Teil des Gesetzentwur-
fes steht: „Alternativen: Keine“, dann ist das nicht nur 
frech gelogen; denn wir haben, zu unserem Namen pas-
send, Alternativen aufgezeigt,

(Timon Gremmels [SPD]: Wo ist denn Ihr Ge-
setzentwurf?)

die selbst den Klimaapokalyptikern mit der Kernenergie, 
vor allem Reaktoren der Generation IV, einen Weg auf-
zeigen würden, wie man das Klima, wenn es denn not-
wendig wäre, retten könnte. „Alternativen: Keine“ ist, 
schon wenn man wohlwollend wäre, bitterböse Ironie; 
aber noch dümmer, noch bösartiger ist, wenn dort unter 
Erfüllungsaufwand steht, es gebe keinen, weder für die 
Bürger noch für die Verwaltung noch für die Wirtschaft, 

obwohl es uns viele Billionen Euro kosten wird, Millio-
nen wertschöpfender Arbeitsplätze vernichtet und Millio-
nen Menschen in die Armut getrieben werden.

(Beifall bei der AfD)
Dann – also spätestens jetzt – muss die Frage erlaubt sein, 
wes Geistes Kind die Verantwortlichen für dieses Gesetz 
waren: Nur sektenartig fehlgeleitet und dumm oder schon 
bösartig und dumm?

(Siegbert Droese [AfD]: Wahnsinnig!)
Aber so ist es in einem Land, in dem Vergewaltiger zu 

Bewährungsstrafen verurteilt werden
(Widerspruch bei der LINKEN)

und Menschen, die keine Zwangsgebühren für Propagan-
da und Indoktrinationsfernsehen bezahlen wollen, im 
Knast sitzen. Wir fordern Freiheit für Georg Thiel, und 
zwar sofort!

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Rüdiger Kruse, CDU/CSU, ist der nächste Redner.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Dietmar 
Bartsch [DIE LINKE]: Happy Birthday!)

Rüdiger Kruse (CDU/CSU):
Ja, wunderbar, am Geburtstag reden zu dürfen. Vielen 

Dank. – Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist 
tatsächlich ein ganz tolles Gefühl, an seinem Geburtstag 
zu reden. Man kann sich kaum was Schöneres vorstellen, 
und dann kommt so ein Vorredner von der AfD und 
macht einem klar, dass das Leben ab einem gewissen 
Alter, das man erreicht hat, nicht einfach nur schön sein 
kann.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU so-
wie bei Abgeordneten der FDP und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Siegbert 
Droese [AfD]: Schön auswendig gelernt!)

Vor so einem Geburtstag wird man ja immer gefragt, 
was man sich wünscht. Ich habe mir mit 16 Jahren die 
Antwort zurechtgelegt: Ich wünsche mir den Weltfrie-
den. – Da meinen viele: Na ja, das ist vielleicht ein biss-
chen naiv; aber der Typ ist ja auch blond. – Es ist aber ein 
ganz schöner Wunsch; denn erstens ist es so, dass er ja 
meistens nicht in Erfüllung geht; bisher ist er nicht in 
Erfüllung gegangen. Dann kann man ihn zu Weihnachten 
wiederverwenden. Und der zweite Punkt ist, dass sich der 
Adressat in dieser einen Sekunde, in der man das so 
scherzhaft gesagt hat, vielleicht auch berufen fühlt, ein 
bisschen was dazu beizutragen.

Heute, zum 60. Geburtstag, breche ich es runter: Ich 
wünsche mir, dass dieses Land, unser Land, innerhalb der 
nächsten Dekade nachhaltig wird. Das ist die Grundvo-
raussetzung für die Erfüllung des anderen Wunsches: Ich 
glaube, eine Welt, in der man den Klimaschutz vernach-
lässigt, wird keine friedliche Welt sein. Eine Welt, in der 
wir die Belange der Menschen nicht mitnehmen – indem 
wir Klimaschutz betreiben, indem wir die Wirtschafts-
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kraft erhalten und indem wir auch die sozialen Belange 
im Blick haben –, wird keine friedliche Welt sein. Denn 
wir hätten ja nichts gewonnen, wenn wir den radikalst-
möglichen Klimaschutz betreiben und das Leben über-
haupt nicht mehr lebenswert ist:

(Siegbert Droese [AfD]: Aber genau das wird 
sein! – Dr. Alexander Gauland [AfD]: Richtig!)

wenn die Leute keine Arbeit haben, wenn wir kein Geld 
für Bildung haben, wenn es keine Zukunft gibt. Deswe-
gen steht ja auch hier, in dieser Debatte, der Klimaschutz 
gewissermaßen hinter dem Komma. Klimaschutz ist sehr 
wichtig; aber das Übergeordnete ist die Nachhaltigkeit.

2009 – da bin ich in den Bundestag gekommen – hätten 
wir bestimmt noch keine lebhafte Debatte zur Nachhal-
tigkeit geführt wie heute. Das war so ein Orchideenthe-
ma. Es gab schon den PBnE; der hat auch immer eine 
gute Arbeit gemacht. Und dann haben wir uns gesteigert. 
Wir haben im letzten Jahr hier zwei Debattentage kom-
plett für das Thema Nachhaltigkeit genutzt. Wir haben 
heute eine leidenschaftliche Debatte dazu. Wir haben 
im Herbst letzten Jahres beschlossen, dass Nachhaltigkeit 
die Leitlinie unserer Politik sein soll. Ja, das sind Worte; 
aber das Denken und das Sprechen kommen vor dem 
Handeln. Das heißt, da haben wir sehr, sehr viel erreicht.

Wenn man eine Pyramide baut und zwei Drittel der 
Steine verbraucht hat, dann ist niemand beeindruckt, 
auch wir selber nicht; denn Pyramiden erkennt man an 
ihrer Spitze. Beeindruckend wird also sein, wenn wir im 
Jahre 2040, 2041, 2042 oder auch 2045 den Schlussstein 
setzen und sagen können: Ja, wir haben es erreicht, wir 
haben es geschafft. – Dafür haben wir in den letzten 
Jahren die Grundvoraussetzungen geschaffen.

Mit dem Klimaschutzgesetz haben wir in seiner ersten 
Fassung einen ganz wesentlichen Schritt gemacht. Das ist 
vom Verfassungsgericht auch gar nicht kritisiert worden. 
Es hieß vielmehr: Ihr müsst auch für die folgenden Jahre 
aufzeigen, wie ihr es machen wollt. – Da kommt man in 
die Situation, die von der FDP angesprochen worden ist, 
nämlich dass man über viele Jahre hinweg ganz genaue 
Pläne macht. Man kann natürlich fragen: Woher willst du 
denn wissen, was in zehn Jahren ist? – Das erinnert mich 
ein bisschen an das Thema Wiedervereinigung. Da gab es 
auch verschiedene Pläne. Das Wichtigste an diesen Plä-
nen aber war, dass wir uns überhaupt in Bewegung ge-
setzt haben, dass wir in die richtige Richtung gegangen 
sind. Wenn dann auf diesem Weg das eine schneller pas-
siert und das andere dafür langsamer, dann macht das ja 
nichts. Aber wenn man keinen Plan hat, wenn man nicht 
weiß, wohin man gehen will, wenn man keinen Kompass 
hat, dann kommt man niemals am Ziel an.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Zuruf des Abg. Dr. Lukas 
Köhler [FDP])

Wenn Sie sich die Haushaltspolitik der letzten Jahre 
anschauen, dann stellen Sie fest: Auch dort hat sich viel 
geändert. Wir haben wegen der Coronakrise einen Extra-
haushalt erlassen. Eigentlich wäre es typisch gewesen, 
sich dabei nur auf den Augenblick zu konzentrieren. Die-
ser Haushalt entspricht jedoch in fast allen Punkten un-
seren Nachhaltigkeitsvorstellungen. Da ist das Ganze 

durchdacht worden. Wenn man in einer akuten Krise 
darauf kommt, in dem Zuge auch die Wasserstoffstrategie 
auf richtig gute Füße zu stellen, dann ist das weit in die 
Zukunft gedacht. Und es ist auch vollkommen richtig, das 
zu tun. Wir können vielleicht nicht rundum zufrieden 
sein, aber wir können ganz froh sein über das, was wir 
bisher gemeinsam erreicht haben. Das ist erst mal die 
Grundvoraussetzung.

Es ist auch ganz klar, dass wir das jetzt angehen, noch 
vor der Sommerpause. Auch wenn es nur noch wenige 
Monate sind, wollen wir keine Zeit verlieren, sondern sie 
nutzen. Wir haben die Zeit in den letzten Jahren gut 
genutzt, und wir werden dieses Tempo noch steigern. 
Das ist das Spannende daran, wenn man sein Ziel kennt, 
wenn man einen Kurs hat und losläuft. Mit dieser 
Geschwindigkeit werden wir unsere Ziele einhalten. Da 
bin ich sehr, sehr zuversichtlich. Ich bedanke mich bei 
Ihnen allen, dass Sie tatkräftig dabei mitgeholfen haben.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nächster Redner ist der Kollege Dr. Christoph 

Hoffmann, FDP.

(Beifall bei der FDP)

Dr. Christoph Hoffmann (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Ich spreche heute als Obmann der FDP im Parla-
mentarischen Beirat für nachhaltige Entwicklung und als 
einziger Förster im Deutschen Bundestag zu Ihnen zum 
Thema Nachhaltigkeit, einem Prinzip, das die Förster 
erfunden haben.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Die Förster haben erkannt und sich dazu verpflichtet, 
dass nicht mehr Holz genutzt werden darf, als nach-
wächst, damit auch kommende Generationen noch 
Wald, Holz und Energie haben. Das wurde dann in Ge-
setze gegossen, zum ersten Mal im liberalen Baden 1854. 
Diese Idee der Nachhaltigkeit wurde nicht aus irgend-
einem Gespinst heraus geboren, sondern aus der Knapp-
heit, aus der ökonomischen Notwendigkeit zur dauerhaf-
ten Versorgung einer Produktionsanlage mit Holz, sprich: 
Energie. Diese ökonomische Notwendigkeit gibt es heute 
für viele Naturressourcen. Denken wir an die Fische in 
den Meeren. Wo ist da die Nachhaltigkeit? Was tut die 
Menschheit dafür? Das darf nicht so weitergehen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Auch in unserem Land ist die Nachhaltigkeit im Regie-
rungshandeln trotz alter und neuer Nachhaltigkeitsstrate-
gie, trotz diverser Gremien nicht ausreichend verankert. 
Das muss sich ändern. Wie steht es zum Beispiel um die 
Nachhaltigkeit der Finanzen? Die Schuldenbremse war 
doch dafür gedacht, dass für unsere Kinder und Enkel 
auch noch etwas da ist.

(Beifall des Abg. Michael Theurer [FDP])
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Wenn es jetzt aber ein bisschen härter und politisch unan-
genehm wird, wollen Grüne, SPD, Linke und CDU diese 
Schuldenbremse vielleicht wieder lösen. Das gibt es mit 
den Freien Demokraten sicher nicht. Mehr Geld ausge-
ben, als man hat, ist nicht nachhaltig.

(Beifall bei der FDP)
Aber zurück zum Ursprung der Nachhaltigkeit. Wie 

steht es um Nachhaltigkeit bei Wald und Klima? Wir 
verlieren weltweit 10 Millionen Hektar Wald jedes Jahr. 
Schon jetzt stammen 20 Prozent der CO2-Emissionen aus 
Waldbränden und Flächenbränden. Um dies und auch alte 
Energiesünden auszugleichen, brauchen wir weltweit 
mehr Wald für den Klimaschutz. Exakt das haben die 
Freien Demokraten schon 2019 gefordert und hier bean-
tragt; aber CDU, SPD und selbst die Grünen haben das 
abgelehnt. Das ist unverantwortliche Parteiräson, meine 
Damen und Herren. So wird es nichts mit der Nachhal-
tigkeit.

(Beifall bei der FDP)
Wald bindet CO2. Schon im Pariser Klimaabkommen 

ist formuliert, dass wir die Klimaziele nur erreichen kön-
nen, wenn wir CO2 wieder aus der Atmosphäre heraus-
bekommen. Im neuen Klimaschutzgesetz findet sich aber 
kein Wort dazu; das fehlt komplett. Das ist völlig irre!

(Beifall des Abg. Michael Theurer [FDP])
Das ist nicht der Pfad, den wir gehen müssen.

(Beifall bei der FDP)
Nochmals: Wir brauchen weltweit mehr Wald für den 
Klimaschutz, etwa 750 Millionen Hektar. Das ist Klima-
schutz und Nachhaltigkeit in einem. Machen statt reden – 
das ist die Devise der Liberalen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir müssen die Mut- 
und Ambitionslosigkeit im politischen Handeln beenden. 
Machen wir das Prinzip der Förster, die Nachhaltigkeit, 
zur Philosophie unseres politischen Handelns in der Zu-
kunft.

(Beifall bei der FDP)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nächster Redner ist der Kollege Lorenz Beutin, Die 

Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Lorenz Gösta Beutin (DIE LINKE):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wenn ihr es heute nicht macht, wird es für eure Kinder 
und Enkelkinder doppelt oder dreifach teuer. Wenn wir 
heute nicht handeln, dann haben wir Hunger und Dürre. 
Welchen Preis sind wir bereit für unser Überleben zu 
zahlen? – Das, was klingt, als habe es Greta Thunberg 
vielleicht im letzten Jahr oder gerade neulich gesagt, war 
die deutsche Bundeskanzlerin 1997 als Umweltministe-
rin. Sie hat auch gesagt: Der Kampf gegen den Klima-
wandel ist eine Frage des Überlebens. – Jetzt, fast 25 Jahre 
später, müssen wir sagen: Sie hat versagt. Sie hat 
gewusst, was auf uns zukommt, aber sie hat nicht ent-
sprechend gehandelt.

(Zuruf des Abg. Dr. Anton Hofreiter [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Und genau das ist das Problem, mit dem wir gerade kon-
frontiert sind.

(Beifall bei der LINKEN)
Ich zeige Ihnen einmal ihr Buch „Der Preis des Über-

lebens“. Als Wissenschaftlerin hat sie es gewusst; als 
Umweltministerin, als Politikerin hat sie nicht danach 
gehandelt, sondern zugelassen, dass beispielsweise die 
Deutsche Bahn in eine Aktiengesellschaft umgewandelt 
worden ist. Sie hat zugelassen, dass 6 000 Schienenkilo-
meter abgebaut worden sind, dass ganze ländliche Regio-
nen vom öffentlichen Nahverkehr abgekoppelt worden 
sind. Sie hat zugelassen, dass das Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetz immer weiter ausgehöhlt worden ist, dass 
immer mehr Ausnahmen für große Konzerne beschlossen 
worden sind und das Ganze dann auf die Verbraucher-
innen und Verbraucher abgewälzt worden ist. Wir müssen 
ganz klar sagen: Eine Politikerin, die derart versagt, ge-
hört abgelöst. Deswegen bin ich froh, dass Bundestags-
wahlen anstehen und wir die Chance auf einen echten 
Politikwechsel haben. Dieser echte Politikwechsel wird 
nur ohne die Union gelingen.

(Beifall bei der LINKEN)
Wir haben über den CO2-Preis gesprochen, auch in den 

letzten Wochen. Dieser CO2-Preis ist zum einen klima-
politisch unwirksam und zum anderen krass ungerecht. 
Ich darf das an einem Beispiel sehr deutlich machen: Er 
ist ungerecht für Einkommensschwache; denn bei diesem 
CO2-Preis erfolgt die Entlastung über die sogenannte 
Pendlerpauschale, und die Pendlerpauschale ist anre-
chenbar bei der Lohnsteuer. Das heißt, diejenigen, die 
viel haben, bekommen auch viel zurück bei diesem 
CO2-Preis, und diejenigen, die wenig oder gar nichts 
haben, die gar keine Steuern zahlen können, werden 
zusätzlich belastet durch diesen CO2-Preis. Das ist die 
bahnbrechende Ungerechtigkeit, vor der wir stehen. Des-
wegen sagen wir: Wir wollen diesen ungerechten CO2- 
Preis nicht.

(Beifall bei der LINKEN)
Liebe Grüne, auf einen Punkt will ich noch zu sprechen 

kommen; denn da war leider auch von eurer Seite ein 
Stück Heuchelei dabei. Hier im Deutschen Bundestag 
hat Annalena Baerbock Herrn Dobrindt von der CSU 
das Angebot gemacht, diesen ungerechten CO2-Preis 
noch zu erhöhen. Da war keine Rede von einem Energie-
geld, da war keine Rede von einem sozialen Ausgleich. Ja 
meint ihr wirklich, ihr könnt gemeinsam mit der CSU 
eine gerechte Klimapolitik machen?

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Eine gerechte Klimapolitik geht doch nur, wenn wir eine 
Alternative jenseits von der CSU entwickeln.

(Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: Eine ge-
rechte Klimapolitik geht nur mit der CSU!)

Ihr müsst euch auch entscheiden.
(Beifall bei der LINKEN – Zuruf des Abg. 
Dr. Anton Hofreiter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])
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Und dann steht hier Frau Weisgerber und sagt, mehr 
gerechte Klimapolitik zu machen, wäre doch unrealis-
tisch. Ich darf Ihnen sagen, was unrealistisch ist. Unrea-
listisch ist, so weiterzumachen wie bisher. Unrealistisch 
ist, unsere Lebensgrundlagen weiter zu zerstören. Realis-
tisch ist, die Zukunft der Menschheit zu sichern. Realis-
tisch ist, das Pariser Klimaabkommen einzuhalten. Rea-
listisch ist, den Kohleausstieg auf 2030 vorzuziehen und 
gleichzeitig die Beschäftigten zu schützen, gleichzeitig 
mit den Gewerkschaften zusammenzuarbeiten. Es geht 
doch nur sozial gerecht. Es geht doch nur, wenn wir die 
Bevölkerung mitnehmen.

(Beifall bei der LINKEN)

Es geht doch nur mit einer klaren Klimapolitik, aus der 
sich niemand herauskaufen kann, die verständlich und für 
alle in dieser Gesellschaft sozial gerecht ist.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN – Alexander Dobrindt 
[CDU/CSU]: Deshalb geht es nur mit der 
CSU!)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nächste Rednerin ist die Kollegin Sylvia Kotting-Uhl, 

Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: Können Sie 
uns mal erklären, wie Sie mit den Linken Kli-
maschutz machen wollen?)

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Das machen doch die mit euch. – Sehr geehrter Herr 

Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich will heu-
te von einem unschönen Begriff reden, nämlich von der 
Heuchelei, von der Heuchelei über den CO2-Preis in sei-
nen Auswirkungen auf die Benzinpreise und dem, was 
dazu geäußert wurde. Ich zitiere Olaf Scholz: Wer immer 
weiter an der Spritpreisschraube dreht, ignoriert die Nöte 
der Bürger. – Ich zitiere Andreas Scheuer: In der Mobi-
lität gibt es auch einen sozialen Aspekt. – Die FDP möch-
te eine Benzinpreisbremse,

(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Quatsch!)

und die Linke redet von „Klimapolitik auf dem Rücken 
der kleinen Leute“. – Da haben Sie sich wirklich zu einer 
ganz großen Koalition der Heuchelei zusammengefun-
den.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Von der Verkehrspolitik unseres Verkehrsministers zu 
reden, lohnt sich schon fast gar nicht mehr. Hätte er mal, 
wenn er den sozialen Aspekt in der Mobilität wollte, eine 
ambitionierte Bahnpolitik betrieben, anstatt sich immer 
nur in Brüssel darum zu kümmern, dass die Grenzwerte 
nicht abgesenkt werden!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Aber der SUV der kleinen Leute war ihm wichtiger als 
alles andere.

(Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: Wer hat 
denn die Mehrwertsteuer bei der Bahn 
gesenkt?)

Doch zur Sache.
(Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: Ja, reden 

Sie doch mal zur Sache!)
Nach unserem bisher beschlossenen Klimaschutzgesetz 
ergibt sich für 2025 ein Aufschlag auf das Benzin von 
15,5 Cent.

(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Warum haben Sie 
das nicht in der Aktuellen Stunde am Freitag 
gemacht? Das wäre der richtige Ort gewesen!)

Nehmen wir die heute zu beschließende Verschärfung 
hinzu, ergibt sich, dass unsere Kandidatin an diesem 
Ergebnis sehr viel näher dran ist als zum Beispiel der 
Kandidat der SPD.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Frau Kollegin Kotting-Uhl, gestatten Sie eine Zwi-

schenfrage des Kollegen Beutin?

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ja, von mir aus.

(Zuruf von der CDU/CSU: Der hat doch gerade 
geredet!)

– Ja, ich bin gefragt worden. Sorry!

Lorenz Gösta Beutin (DIE LINKE):
Liebe Kollegin Kotting-Uhl, hier im Deutschen Bun-

destag hat Annalena Baerbock in der letzten Sitzungs-
woche auf meine Frage, ob man mehr Markt oder mehr 
soziale Gerechtigkeit wolle und ob man das gemeinsam 
in einem anderen Bündnis oder ohne die CDU machen 
wolle, gesagt, dass sie beides will, mehr Markt und mehr 
soziale Gerechtigkeit. Und sie hat Herrn Dobrindt expli-
zit angeboten, diesen CO2-Preis, von dem ihr selber sagt, 
dass er sozial ungerecht ist, zu erhöhen. Kannst du mir 
erklären, inwiefern es sozial gerecht sein soll, diesen 
CO2-Preis gemeinsam mit der Union zu erhöhen? Wie 
wollt ihr das sozial gerecht machen? Das ist eine voll-
kommene Heuchelei an dieser Stelle, leider auch von 
euch.

(Zuruf der Abg. Dr. Anja Weisgerber [CDU/ 
CSU])

Ihr könnt mit der CDU doch keinen sozial gerechten 
CO2-Preis machen.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Mir ist es völlig egal, ganz ehrlich, mit wem wir einen 

sozial gerechten CO2-Preis machen, wenn wir ihn denn 
bekommen – gerne mit euch, gerne mit der SPD, aber 
gerne auch mit der CDU, so es denn möglich sein sollte.

(Dr. Matthias Miersch [SPD]: Wir haben aber 
einen CO2-Preis!)

Ich will mal sagen, was ein sozial gerechter CO2-Preis 
ist. Niemand hier hat ein Konzept vorgelegt mit einem 
sozialen Ausgleich plus Lenkungswirkung.
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(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Natürlich! – 
Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: Das stimmt 
doch gar nicht!)

Lenkungswirkung und sozialen Ausgleich hat man, wenn 
man das Energiegeld umsetzt,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
wenn man den Bürgern das Geld pro Kopf zurückgibt.

(Zurufe von der CDU/CSU und der FDP)
Dann hat man einen sozialen Ausgleich, und dann wird 
die Zahnarztgattin in München, von der es schon wieder 
heißt, sie kriege das Energiegeld ja genauso wie alle 
anderen, nicht davon profitieren. Sie profitiert davon 
nicht; denn sie fährt den SUV, sie wohnt in der großen 
Wohnung, und sie jettet mal eben zum Wochenende 
irgendwohin. Genau diese Leute können sich überlegen, 
ob sie diesen hohen CO2-Preis bezahlen wollen oder ob 
sie sich umstellen wollen, was wir dringend brauchen.

(Zurufe von der LINKEN)
Die Menschen, die wenig CO2-emittierend leben – das 
sind die Menschen mit geringen Einkommen –, profitie-
ren von dem Energiegeld. Ihr habt das leider auch immer 
noch nicht begriffen. Ich fasse es nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Jan Korte [DIE LINKE]: Ihr begreift ja alles!)

Ich war bei den Kanzlerkandidaten. Wir haben ja noch 
einen dritten Kanzlerkandidaten, und da regiert das Prin-
zip Wegducken. Über Spritpreise so oder so zu reden, das 
sei kleinteilig, sagt Armin Laschet. Das ist nicht klein-
teilig. Das ist die Ehrlichkeit, die wir brauchen. Aber das 
Wegducken: So, wie sich Armin Laschet in seinem Wahl-
kreis vor der Konkurrenz, vor einer Auseinandersetzung 
mit dem Kollegen Oliver Krischer wegduckt, so duckt er 
sich weg, wenn heute ein Konzept beschlossen wird, das 
festlegt, wie die Spritpreise sein werden, und hofft, dass 
es keiner merkt. So funktioniert das nicht, liebe Leute.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
So werdet ihr im Wahlkampf nicht reüssieren, und so 
könnt ihr die Leute auch nicht mitnehmen, wovon Anja 
Weisgerber zu Recht redet. Die Leute wollen Ehrlichkeit, 
sie wollen Redlichkeit, sie wollen wissen, was auf sie 
zukommt. Dann reden wir über den sozialen Ausgleich, 
und den machen wir am besten über das Energiegeld.

(Beifall der Abg. Britta Haßelmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Ein Wort zum Schluss noch, weil gesagt wurde, dass 
sozialer Ausgleich und Sozialpolitik in unserem Konzept 
nicht vorkämen. Klimaschutz ist Sozialpolitik. Wir wis-
sen ganz genau, dass global wie lokal die Menschen mit 
kleinem Einkommen, die armen Menschen, den Preis für 
keine Klimaschutzpolitik, für schlechte Klimapolitik 
bezahlen werden. Aber auf der anderen Seite kann es 
auch nicht sein, dass verfehlte Sozialpolitik, für die nicht 
die Grünen in den letzten Jahren zuständig waren, son-
dern diese Parteien hier,

(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Was ist denn mit dem 
Bundesrat? Denken Sie an Ihre Beteiligung an 
Landesregierungen!)

heute allein über Klimaschutzpolitik ausgeglichen wer-
den soll. So funktioniert das auch nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Jetzt erhält das Wort der Erste Bürgermeister der 

Freien und Hansestadt Hamburg, Peter Tschentscher.
(Beifall bei der SPD)

Dr. Peter Tschentscher, Erster Bürgermeister (Ham-
burg):

Vielen Dank. – Herr Präsident! Sehr geehrte Abgeord-
nete! Wenn man als Mitglied des Bundesrates schon die 
Möglichkeit hat, im Bundestag zu sprechen, dann ist das 
Klimaschutzgesetz ein sehr guter Grund, sie auch wahr-
zunehmen; denn Klimaschutz ist eine gesamtgesell-
schaftliche, eine gesamtstaatliche Aufgabe, in der Bund, 
Länder und Kommunen an einem Strang ziehen und gut 
zusammenarbeiten müssen.

Mit der Novelle zum Klimaschutzgesetz werden die 
Klimaziele mit Rückenwind des Bundesverfassungsge-
richts noch einmal erhöht. Das ist wichtig zur Erreichung 
des 1,5-Grad-Zieles, aber es ist eine enorme Aufgabe. 
Wenn wir dabei Erfolg haben wollen, müssen wir uns 
über die Dimension dieser Aufgabe im Klaren sein.

Nirgendwo wird das so deutlich wie in einer großen 
Metropole wie Hamburg mit rund 2 Millionen Einwoh-
nern, dem größten Industriestandort Deutschlands. Wir 
haben einen Klimaplan mit rund 400 konkreten Maßnah-
men aufgestellt. Es geht allein in Hamburg um über 
250 000 Gebäude, die energetisch zu sanieren sind. Eine 
Mobilitätswende ist zu organisieren mit Milliardeninves-
titionen in neue U- und S-Bahnen, Hunderte Kilometer 
neue Radwege, über 2 000 emissionsfreie Busse und 
nebenbei noch über 20 Betriebshöfe und Werkstätten, 
um solche Fahrzeuge mit Elektro- und Wasserstofftech-
nologie zu betreiben. – Das spielt sich in ganz Deutsch-
land ab, im Großen und im Kleinen, überall in Ihren 
Wahlkreisen. Und genau dafür brauchen die Städte und 
Gemeinden die Unterstützung der Länder und des Bun-
des.

(Beifall bei der SPD)
Das ist die erste Botschaft, die ich Ihnen dringend ans 
Herz legen möchte.

Die zweite Botschaft lautet: Wie man es auch dreht und 
wendet im Klimaschutz, wir brauchen in Zukunft enorme 
Mengen Strom aus Solar-, Wasser- und Windkraft, um 
fossile Energieträger in der Stromproduktion, aber eben 
auch in anderen Sektoren zu ersetzen, im Verkehr, in der 
Industrie.

In Hamburg wurde Anfang des Jahres – mit Unterstüt-
zung der Umweltministerin – eines der größten Kohle-
kraftwerke aller Zeiten vom Netz genommen.

(Karsten Hilse [AfD]: Das ist eines der 
modernsten Kohlekraftwerke!)

Dieser Strom muss natürlich ersetzt werden. Genau an 
dieser Stelle soll, wenn es nach uns geht, einer der größ-
ten Wasserstoffelektrolyseure Europas entstehen.
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(Beifall bei der SPD)
Für diesen brauchen wir viel regenerativen Strom.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Wann denn?)
Wir brauchen Grünen Wasserstoff, um Mobilität über 
große Distanzen, Mobilität im Schwerlastverkehr zu ge-
währleisten. Aber wir brauchen diesen Wasserstoff auch 
zur Verringerung des CO2-Ausstoßes in der Industrie.

Schon heute wird bei der Kupferproduktion in Ham-
burg nur halb so viel CO2 freigesetzt wie im weltweiten 
Durchschnitt. Zugleich ist das Kupferunternehmen eines 
der größten Metallrecyclingunternehmen. Nebenbei heizt 
das Unternehmen mit der Prozessabwärme Wohnungen 
in der HafenCity. Das ist der Weg, den wir gehen müssen, 
nicht nur beim Kupfer.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Herr Erster Bürgermeister, gestatten Sie eine Zwi-

schenfrage des Kollegen Dr. Hoffmann?

Dr. Peter Tschentscher, Erster Bürgermeister (Ham-
burg):

Ja, sehr gerne.

Dr. Christoph Hoffmann (FDP):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Vielen Dank, Herr Bür-

germeister, dass Sie diese Frage zulassen. Wenn ich es 
richtig weiß, gibt es in Hamburg Pläne für ein Holzheiz-
kraftwerk. Das ist eigentlich eine gute Idee, aber das Holz 
dazu soll aus Namibia kommen. Ist das wirklich nach-
haltig und sinnvoll?

Dr. Peter Tschentscher, Erster Bürgermeister (Ham-
burg):

Das ist eine interessante Frage. Wir haben die Prüfung 
noch einmal zurückgestellt, weil es im Herkunftsland 
Diskussionen gibt, die wir von hier aus nicht beurteilen 
können. Aber die Nutzung von Bioenergie, um zu hei-
zen – in diesem Fall mit Holz, einem regenerativen Pro-
dukt –, ist durchaus ein guter Weg, wenn das Regenera-
tive dabei gesichert ist. Ich kann Ihnen da nur 
beipflichten: In der Holzwirtschaft ist es seit Jahrzehnten 
üblich, darauf zu achten, dass ein Baum, den man fällt, 
durch einen neuen ersetzt wird.

Ich möchte auf das Thema Industrie zurückkommen 
und sagen: Der Weg, den wir nicht nur bei Kupfer, son-
dern auch bei Stahl, bei Aluminium und in der Industrie 
insgesamt gehen müssen, ist der Weg über Innovationen. 
Wir dürfen unsere Industrie, weil sie schon heute klima-
freundlicher ist als sonst wo auf der Welt, nicht ins Aus-
land verdrängen, sondern müssen sie bei uns klima-
freundlich und wettbewerbsfähig machen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Eines ist klar: Wer in Klimaschutztechnologien die 
Nase vorn hat, der wird auch wirtschaftlich gewinnen. 
Es geht um Klimaschutz, und es geht um Wertschöpfung, 
um Arbeitsplätze, um Wohlstand für die kommenden 
Generationen.

(Beifall bei der SPD)
Deshalb sollten wir die geplante Änderung des Klima-
schutzgesetzes von Frau Schulze unterstützen und sofort 
damit beginnen, den regenerativen Energiemix zu ver-
bessern und Reallaborprojekte zu fördern, damit Unter-
nehmen in neue Technologien investieren können. Wir 
sollten auch damit beginnen, die Rahmenbedingungen 
so zu setzen, dass diese neuen Technologien wirtschaft-
lich genutzt werden können.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. 
Dr. Andreas Lenz [CDU/CSU])

Wenn Sie noch Ideen brauchen, laden wir Sie gerne 
nach Hamburg ein, um zu zeigen, was schon heute geht 
und wie man das gemeinsam voranbringen kann.

(Zuruf des Abg. Karsten Hilse [AfD])
Die Ziele sind gesetzt, ab jetzt kommt es aufs Handeln an.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nächste Rednerin ist die Kollegin Bettina Stark- 

Watzinger, FDP.

(Beifall bei der FDP)

Bettina Stark-Watzinger (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die Kollegen Lukas Köhler und Christoph 
Hoffmann haben es klargemacht: Die Freien Demokraten 
setzen mit Blick auf den Klimaschutz nicht auf das Prin-
zip Hoffnung, sondern wir wollen durch eine klare CO2- 
Mengenbegrenzung dem Raubbau am Klima endlich 
einen Riegel vorschieben.

(Beifall bei der FDP)
Das ist das wirksamste Instrument, und es setzt das frei, 
was wir in unserem Land haben, nämlich den Erfinder-
geist. Machen wir uns nichts vor: Nur durch Innovation 
werden wir den Klimawandel stoppen. Nur durch neue 
Technologien werden wir Wohlstand und Klimawandel 
zusammenbringen.

(Beifall bei der FDP)
Was wir brauchen, damit wir Vorbild und Taktgeber sein 
können, sind Kapitalmärkte, die das finanzieren; denn 
uns muss bewusst sein: Hohe private Investitionen sind 
notwendig, Stichwort „Sustainable Finance“.

Was müssen wir also tun? Ja, die Menschen sollen 
gemäß ihrer Wünsche anlegen können, in Nachhaltigkeit 
investieren können. Sie brauchen eine bessere Datenlage, 
damit sie langfristig Risiken auch besser einschätzen 
können. Sie brauchen Standardisierung. Sie brauchen 
Vereinheitlichung und Transparenz. Aber was wir nicht 
brauchen, ist eine Taxonomie. Eines sollten wir im Be-
reich Sustainable Finance nicht machen, nämlich eine 
Taxonomie als ein planwirtschaftliches Lenkungsinstru-
ment einsetzen.

(Beifall bei der FDP)
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Die Taxonomie soll in jedem Produktionsprozess vorge-
ben, was nachhaltig ist und was nicht. Wie werden wir 
aber nachhaltig, wenn der Produzent von Komponenten 
von Windrädern diese gar nicht mehr produzieren kann, 
weil er keine Finanzierung mehr bekommt? Wie soll 
unser Mittelstand den Weg zur Klimaneutralität schaffen, 
wenn keine Bank, kein Finanzinstitut ihn mehr finan-
ziert? Hören wir auf, die klimaneutrale Welt zu zeichnen, 
wie sie sein soll. Zeigen wir lieber den gangbaren Weg 
auf, wie wir dorthin kommen.

(Beifall bei der FDP)
Diejenigen, die Erlösung wollen, müssen verbieten 

und beten. Wer Lösungen will, muss arbeiten, die Ärmel 
hochkrempeln und forschen. Ich bin für Letzteres. Ma-
chen wir endlich sinnvollen Klimaschutz!

(Beifall bei der FDP)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nächster Redner ist der Kollege Dr. Andreas Lenz, 

CDU/CSU.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Andreas Lenz (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Vieles wurde 
im Bereich der Nachhaltigkeit während der letzten Jahre 
erreicht. Wir haben keine Zeit verloren, Herr Hofreiter, 
aber wir haben natürlich auch keine Zeit zu verlieren. Wir 
haben das Klimaschutzziel 2020, also eine Reduzierung 
der CO2-Emissionen um 40 Prozent, erreicht. Das wird 
oft unterschlagen. Das war eine Riesenanstrengung und 
eine große Leistung für ein Industrieland, das wir sind 
und das wir natürlich auch bleiben wollen, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen.

Wir haben mit dem Klimaschutzpaket und mit dem 
Konjunkturpaket geliefert. Diese beinhalten ganz klare 
Akzente in Richtung Klimaschutz und sehen Investitio-
nen in Höhe von insgesamt 80 Milliarden Euro in Anreize 
und Innovationen vor. Sie wirken; das sehen wir. Wir 
setzen nicht nur ambitionierte Ziele, sondern wir liefern 
auch mit konkreten Maßnahmen, die greifen. Das werden 
wir weiterhin so machen, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen.

(Beifall CDU/CSU)
Dennoch sehen wir, dass das Ausmaß der Aufgabe 

Klimaneutralität gewaltig ist. Wir wollen dabei alle 
Dimensionen der nachhaltigen Entwicklung berücksich-
tigen: die Ökologie, also den Klimaschutz, die soziale 
Dimension, niemanden zurückzulassen, und die Ökono-
mie, also die wirtschaftliche Entwicklung. Wir bringen 
die Dinge zusammen. Wir bringen die Menschen zusam-
men. Das ist der Unterschied zwischen uns und anderen, 
liebe Kolleginnen und Kollegen.

Die Debatte über Nachhaltigkeit, über eine nachhaltige 
Entwicklung ist in der Mitte der Gesellschaft angekom-
men, und das muss sie auch: raus aus den Parlamenten, 
raus aus den Gremien, raus aus der Community, hinein in 
die Breite der Gesellschaft. Es geht dabei darum, heute 
schon an morgen zu denken bzw., anders gesagt, der 

Zukunft gegenüber der Gegenwart zu ihrem Recht zu 
verhelfen. Andere bezeichnen nachhaltige Politik auch 
als Enkeltauglichkeit.

Die Brundtland-Kommission definierte nachhaltige 
Entwicklung in dem Sinne, dass die Bedürfnisse der 
Gegenwart befriedigt werden, ohne zu riskieren, dass 
künftige Generationen ihre Bedürfnisse nicht befriedigen 
können. Was das konkret bedeutet, darum ringen, darüber 
diskutieren wir im Parlamentarischen Beirat für nachhal-
tige Entwicklung. Uns eint, dass wir alle zu einer nach-
haltigen Entwicklung stehen, auch wenn wir zuweilen 
recht unterschiedliche Dinge darunter verstehen. Danke 
an dieser Stelle für die Zusammenarbeit in einem ganz 
besonderen Gremium, auf das wir als Bundestag aus mei-
ner Sicht auch ein Stück weit stolz sein dürfen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])

Nachhaltigkeit, eine nachhaltige Entwicklung ist im-
mer ein Prozess. Schaut man auf die Deutsche Nachhal-
tigkeitsstrategie, dann sind wir bei der Zielerreichung 
nicht überall auf Kurs. Während wir beispielsweise bei 
der Ressourcenschonung und beim Ausbau der Erneuer-
baren auf Kurs sind, die Ziele sogar übererfüllen, sieht es 
beim Endenergieverbrauch, etwa im Personenverkehr, 
oder auch bei der sogenannten globalen Umweltinan-
spruchnahme leider schlechter aus. Aber daran arbeiten 
wir. Wir machen uns hier ehrlich und arbeiten ambitio-
niert an der entsprechenden Zielerreichung.

Wir sehen an den Indikatoren auch, dass Nachhaltig-
keit natürlich auch Klimaschutz beinhaltet, aber eben 
nicht nur. Wir brauchen eine wirtschaftlich positive Ent-
wicklung, um die Ziele in Gänze überhaupt erreichen zu 
können, auch beim Klimaschutz. Dafür muss Carbon 
Leakage, die Abwanderung der Industrie, verhindert wer-
den. Dafür brauchen wir global anschlussfähige, markt-
lich basierte Konzepte. Wir müssen auch hier die Dinge 
zusammenbringen und zusammendenken. Das machen 
wir, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Der Beirat ist für die Aufnahme der nachhaltigen Ent-
wicklung als Staatsziel im Grundgesetz. Der Vorteil einer 
solchen Staatszielbestimmung besteht darin, dass eben 
alle drei Dimensionen abgebildet sind: Umwelt, Soziales 
und Ökonomie. Die entsprechende Abwägung muss im-
mer individuell vorgenommen werden. Als Beirat haben 
wir die Nachhaltigkeitsprüfung bei der Gesetzgebung ge-
stärkt und wollen das auch weiterhin machen. Im Rah-
men der Gesetzesfolgenabschätzung bietet sich hier wei-
ter sehr hohes Potenzial, auch bei der Entbürokratisierung 
des Gesetzgebungsprozesses insgesamt.

Wir brauchen immer auch die europäische Komponen-
te und den globalen Ansatz beim Thema der nachhaltigen 
Entwicklung, übrigens auch beim Klimaschutz. Die EU 
geht mit dem sogenannten Green Deal ambitioniert 
voran, beispielsweise im Bereich der Kreislaufwirtschaft. 
Auch das ist ein wichtiger Teil einer nachhaltigen Ent-
wicklung.
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Wir müssen letztlich Nachhaltigkeit richtig machen. 
Übrigens haben wir mit der Kohlekommission im 
Zusammenhang mit dem Kohleausstieg gezeigt, wie es 
geht, die Dinge zusammenzubringen und Zukunftsper-
spektiven zu geben.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Das werden wir 
sehen!)

Leave no one behind – niemanden zurücklassen –, das 
nehmen wir ernst. Wir wollen Perspektiven in allen 
Bereichen. Wir wollen Deutschland als Chancen-, 
Deutschland als Aufstiegsland, nachhaltig und zukunfts-
fähig.

Die Grundlage für all das ist auch und gerade die 
finanzielle Nachhaltigkeit. Auch hier geht es letztlich 
um Generationengerechtigkeit: jetzt nicht zulasten kom-
mender Generationen zu wirtschaften, sich nicht übermä-
ßig zulasten der kommenden Generationen zu verschul-
den. Wir, die Union, stehen für Solidität der Haushalte. 
Auch das ist Nachhaltigkeit. Zu dieser finanziellen Soli-
dität müssen und werden wir nach der Krise auch zurück-
kehren. Spare in der Zeit, dann hast du in der Not – das 
hat sich auch in dieser Krise bewahrheitet. Solide, 
modern, nachhaltig und damit zukunftsfähig, das ist 
unser Bild für die Zukunft.

In diesem Sinne: Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich will darauf auf-

merksam machen, dass Sie noch eine gute halbe Stunde 
Zeit haben, bis die Wahlurnen für die fünf Wahlgänge 
geschlossen werden.

Jetzt erteile ich als nächstem Redner dem Kollegen Kai 
Whittaker, CDU/CSU, das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Kai Whittaker (CDU/CSU):
Herr Präsident! Werte Kolleginnen und Kollegen! 

Angesichts Ihrer sinkenden Umfragewerte amüsiert es 
mich schon, wie Sie von den Grünen argumentativ um 
sich schlagen, allen voran leider auch Sie, geschätzte 
Frau Kollegin Haßelmann. Sie haben uns letzte Woche 
auf Twitter vorgeworfen, beim Klimaschutzgesetz nichts 
zu tun, und haben darunter auch noch den Hashtag 
#Klimaheuchler gepackt.

Ich kann nur sagen: Das Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts zum Klimaschutzgesetz ist am 29. April gefällt 
worden. Das ist exakt 43 Tage her. In der Zwischenzeit 
gab es zwei Sitzungswochen. In der letzten Sitzungswo-
che haben wir bereits angekündigt, dass wir in dieser 
Woche über die Reform des Klimaschutzgesetzes beraten 
werden. Wir sind keine Klimaheuchler, sondern wir ma-
chen unsere Arbeit. Heuchlerisch ist, wenn Sie uns vor-
werfen, nichts zu tun, obwohl Sie es besser wissen müss-
ten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Sie wollen einen fairen Wahlkampf führen, „mit Fakten 
und Argumenten“ und ohne „persönliche Diffamierun-
gen“. Wenn das Ihr fairer Wahlkampf ist, dann verzichten 
wir gerne darauf.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Eines macht mich aber wirklich fassungslos. Mit Ihrem 

Wahlkampfgetöse gefährden Sie von den Grünen eine 
echte nachhaltige Politik.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Das 
ist unglaublich!)

Ich möchte da die Debatte um die Spritpreise aufgreifen. 
16 Cent mehr für den Liter haben Sie gefordert. Was heißt 
denn Nachhaltigkeit? Nachhaltigkeit heißt, dass man 
wirtschaftliche, soziale und ökologische Aspekte unter 
einen Hut bringt und so eine tragbare Lösung findet. 
Also, 16 Cent mehr pro Liter, da gab es große Empörung. 
Wir haben Sie dafür kritisiert.

Sie werfen uns hingegen Heuchelei vor, weil wir durch 
den nationalen CO2-Preis den Sprit auch um 15 Cent 
teurer machen. Eines vorweg: Ja, richtig, auch wir ma-
chen den Sprit teurer.

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Es geht uns gar nicht um die Frage, ob wir die fossilen 
Kraftstoffe teurer machen sollen, aber wir streiten über 
die Frage, wie wir dahin kommen. Wir erhöhen den Ben-
zinpreis innerhalb von fünf Jahren schrittweise. Sie wol-
len den Spritpreis auf einen Schlag erhöhen. Unsere 
Rechnung lautet: 15 Cent – und nicht: 15 Cent plus 
16 Cent obendrauf. Das ist der Unterschied.

(Beifall bei der CDU/CSU)
16 Cent, ist der Vorschlag ökologisch sinnvoll? 

Höchstwahrscheinlich nicht. Jeder Autofahrer müsste 
pro Jahr circa 75 Euro mehr für Sprit ausgeben. Das 
wird niemanden dazu bewegen, auf das E-Auto umzu-
steigen. Deshalb sagen wir den Leuten: Der Sprit wird 
in den kommenden fünf Jahren etwas teurer, danach noch 
teurer. Deshalb nutzt die Zeit, nehmt die Subventionen in 
Anspruch und steigt um, wenn ihr euch ein neues Auto 
anschafft.

Ist der Vorschlag wirtschaftlich sinnvoll? Ebenfalls 
Fehlanzeige. Wenn man die heutigen Steuern auf Benzin 
in einen CO2-Preis umrechnet, kommt man schon jetzt 
auf fast 300 Euro pro Tonne. Das ist fast zehnmal mehr, 
als jeder andere Bereich bezahlen muss – und das, ob-
wohl in diesen anderen Bereichen mit heutiger Technolo-
gie und weniger Kosten mehr CO2 eingespart werden 
kann.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Was soll das denn für eine Rechnung sein?)

Ich frage mich, warum Sie sich ausgerechnet noch einmal 
die Autofahrer herauspicken. Ich glaube, Sie haben Ihren 
Kampf gegen das Auto noch nicht aufgegeben.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ist der Vorschlag denn wenigstens sozial gerecht? 

Auch da halten Sie dem Praxistest nicht stand. Sie wollen 
ein Bürgerenergiegeld einführen, also eine Kopfpauscha-
le, bei der jeder Bürger Geld zurückerstattet bekommt, 
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das ihm erst abgeknöpft wird. Konkret heißt das: Der 
Bürger geht in Vorleistung und wartet brav, dass er sein 
eigenes Geld wieder zurückbekommt.

Obendrein würden Sie eine Bürokratie aufbauen. Wir 
bräuchten von jedem die Kontodaten, um 7,50 Euro pro 
Person und Monat überweisen zu können. Das ist eine 
Lösung aus dem Theoriehandbuch, meine Damen und 
Herren!

(Beifall bei der CDU/CSU – Alexander 
Dobrindt [CDU/CSU]: Das ist überhaupt keine 
Lösung! Das ist eine Lösung aus dem Toll-
haus!)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Herr Kollege Whittaker, gestatten Sie eine Zwischen-

frage?

Kai Whittaker (CDU/CSU):
Herzlich gerne, ja.

Dr. Ingrid Nestle (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Entschuldigung, Herr Kollege, aber da sind jetzt so 

viele verdrehte Zahlen im Raum, dass ich da doch kurz 
hineingehen will.

Erstens. Wir fordern nicht 15 Cent plus 16 Cent. Sie 
fordern 15 Cent, wir fordern 16 Cent; das ist kein sehr 
großer Unterschied.

Zweitens. Auch die Bahn zum Beispiel zahlt für ihre 
Strecken. Dass also über den Autoverkehr auch zum Bei-
spiel die Straßen mitfinanziert werden, das ist etwas völ-
lig Normales. Das können Sie nicht auf den CO2-Preis 
anrechnen.

Drittens. Zum Bürgerenergiegeld haben Sie gerade ge-
sagt, es bringe doch gar nichts, wenn man zum Ende des 
Jahres etwas zurückbekomme. Wir sind doch der Gesetz-
geber! Dann gestalten wir es eben so, dass man das Geld 
vorher zurückbekommt. Bei der EEG-Umlage funktio-
niert das doch auch, dass man die Berechnung vorher 
vornimmt und die Umlage macht und dann hinterher aus-
geglichen wird. Natürlich kann man das Bürgerenergie-
geld auch am Anfang des Jahres auszahlen; dann hat es 
jeder Bürger.

Und ja, natürlich ist das sozial gerecht. Die Reicheren, 
die reichsten 10 Prozent der Deutschen verursachen 
ungefähr so viel CO2-Ausstoß wie die gesamte ärmere 
Hälfte zusammen. Das heißt, die Leute mit wenig Geld 
in der Tasche bekommen über das Bürgerenergiegeld 
deutlich mehr Geld zurück, als sie über den CO2-Preis 
zahlen.

(Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: Herr Präsi-
dent, darf man hier solche Reden halten vom 
Platz aus? – Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Ja, das darf man! – Alexander 
Dobrindt [CDU/CSU]: Nein, darf man nicht!)

Das, was ungerecht ist, das ist der Status quo. Das, was 
ungerecht ist, das ist heute, dass wir nämlich die knappe 
Ressource Atmosphäre – das Ziel, wie viele Emissionen 
eigentlich noch gehen für die Klimaziele,

(Alexander Dobrindt [CDU/CSU], an die Abg. 
Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nehmt sie doch auf die Rednerliste, 
wenn sie reden will!)

unterstützen auch Sie – völlig kostenlos hergeben, die 
aber massiv, vor allem von den Wohlhabenden, genutzt 
wird. Das heißt, der Status quo ist doch so, dass die Leute 
mit wenig Geld in der Tasche –

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Frau Kollegin!

Dr. Ingrid Nestle (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– diejenigen subventionieren, die viel Geld haben.

Danke. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Kai Whittaker (CDU/CSU):
Ich hatte etwas Mühe, die Frage zu identifizieren, die 

Sie mir jetzt in Ihren drei Minuten vorgetragen haben.

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Ich 
auch!)

Aber ich kann gerne versuchen, das zu beantworten.

Noch einmal: Wenn man Ihre 16 Cent in ein Bürger-
energiegeld umrechnet, dann kommen 7,50 Euro bis 
maximal 8 Euro pro Monat pro Person heraus. Das wol-
len Sie jedem Deutschen monatlich überweisen, und dazu 
brauchen Sie von jedem die Kontodaten. Die haben Sie 
nicht. Das ist ein riesengroßer Bürokratieweg. Deshalb 
haben wir einen anderen, einen pragmatischeren Weg 
vorgeschlagen. Wir haben die Pendlerpauschale erhöht, 
wir haben für Geringverdiener einen Mobilitätsbonus 
eingeführt, und wir werden die EEG-Umlage weiter 
absenken. Wir haben es Anfang dieses Jahres gemacht, 
und wir werden es auch in Zukunft tun. Genau das ist der 
Weg, den wir, die Union, weitergehen wollen: Wenn der 
CO2-Preis weiter steigt, müssen an anderer Stelle Steuern 
und Abgaben in gleichem Umfang sinken. Das ist unser 
pragmatischer Weg. Wir brauchen Ihr kompliziertes Bür-
gerenergiegeld nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir müssen das Geld den Bürgern nicht umständlich 
zurückgeben, sondern wir nehmen es ihnen erst gar nicht 
aus der Tasche. Ein bisschen mehr Pragmatismus bei der 
Debatte!

Warum also brechen Sie so etwas vom Zaun? Alles, 
was Sie mit dieser Debatte bewirken, ist, dass sich die 
Menschen von so einer Politik abwenden, weil sie Klima-
schutz als Konsumverzicht empfinden. Dafür gibt es in 
diesem Land keine Mehrheiten. Damit schaden Sie aktiv 
dem Klimaschutz in diesem Land. Deshalb bin ich umso 
dankbarer dafür, dass wir, die Union, hier in den letzten 
Jahren für eine klare nachhaltige Politik eingestanden 
sind.

(Lachen bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)
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Wir müssen es nämlich in Zukunft schaffen, dass wir 
Gesetze nicht nur nach den Kosten bewerten, sondern 
auch nach dem Nutzen. Das können wir am besten, indem 
wir die 17 Nachhaltigkeitsziele der UN nehmen und da-
ran messen, was die Gesetze in Zukunft bringen. Ich bin 
froh, dass der Parlamentarische Beirat für nachhaltige 
Entwicklung genau das so durchgesetzt hat und der Bun-
destag letztes Jahr die entsprechenden Mittel genehmigt 
hat, um ein solches System zu entwickeln.

Insofern bin ich dem Bundesverfassungsgericht sehr 
dankbar für sein Urteil, weil es genau diese Politik unter-
stützt. Politik muss sich daran messen lassen, ob sie gene-
rationengerechte Entscheidungen trifft. Wir müssen Lust 
auf die Bekämpfung des Klimawandels machen, indem 
wir zu Forschung und Innovation anreizen, Ideen umset-
zen, und nicht, indem wir den Leuten Konsumverzicht 
predigen. Dafür werden Sie keine Mehrheiten haben.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Mit Blick auf Ihr Wahlprogramm kann ich nur sagen: 

Ihr Ausgabenwahlprogramm ist höchstwahrscheinlich 
verfassungswidrig. Das macht nämlich schon einen 
Unterschied aus zwischen einer Partei, die Führungsan-
spruch will, und einer Partei, die Führungsanspruch hat: 
die Größe, sich an den eigenen Forderungen messen las-
sen zu müssen. Darum wird es in diesem Wahlkampf 
gehen.

Danke. 
(Beifall bei der CDU/CSU – Britta Haßelmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Im Gegensatz 
zu Ihnen haben wir ein Wahlprogramm! Weil, 
das im Kopf zu haben, reicht nicht! Sie müssen 
das auch aufschreiben! – Kai Whittaker [CDU/ 
CSU]: In zwei Wochen ist es so weit, Frau 
Haßelmann! – Britta Haßelmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Ja, da bin ich 
gespannt!)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Michael Thews, SPD, ist der nächste Redner.

(Beifall bei der SPD)

Michael Thews (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Meine Damen und Herren! Klima-
schutz – das wurde heute in der Debatte noch einmal 
ganz deutlich – ist das zentrale Thema unserer Zeit. 
Aber ich will den Blick noch etwas weiten; denn der 
Schutz der natürlichen Ressourcen, der Umbau der Wirt-
schaft zu einer Kreislaufwirtschaft und die Bewahrung 
unserer Umwelt sind keinesfalls von dem Thema Klima-
wandel zu trennen. Nachhaltiges Handeln ist essenziell, 
um nachfolgenden Generationen ein Leben auf diesem 
Planeten zu ermöglichen, bei einem gleichzeitig hohen 
Lebensstandard auch für zukünftige Generationen.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. 
Dr. Andreas Lenz [CDU/CSU])

Die Vielfältigkeit des Begriffs „Nachhaltigkeit“ spie-
gelt sich dabei in den 17 SDG. Ich habe dieses Zeichen 
wie viele Kolleginnen und Kollegen hier am Revers. Sie 

sind 2015 im Rahmen der Agenda 2030 festgelegt wor-
den. Es ist ganz wichtig, dass wir diese Ziele im Auge 
behalten.

Der Parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwick-
lung hat auch in dieser Legislaturperiode wieder viele 
Fachgespräche mit Vertretern und Vertreterinnen aus 
Wirtschaft, Wissenschaft, der Zivilgesellschaft und vie-
len mehr zu diesem Thema geführt. Ich will das hier noch 
einmal ganz deutlich sagen: Das, was wir daraus gelernt 
haben, das, was wir von den Experten erfahren haben, ist, 
dass Geschäftsmodelle, Vorhaben, die heute Nachhaltig-
keit nicht berücksichtigen, langfristig scheitern werden. 
Das muss man einfach an dieser Stelle festhalten.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. 
Dr. Andreas Lenz [CDU/CSU])

Deutschland hat die Chance, Innovationen voranzu-
bringen. Wir sprechen aktuell von der Dekade des Han-
delns für Nachhaltigkeit. Wir müssen heute die Weichen 
stellen, um dieser Vorreiterrolle gerecht zu werden. Mit 
der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie haben wir einen 
Fahrplan, um dieses Ziel erreichen zu können. Die Nach-
haltigkeitsziele dürfen aber dabei nicht isoliert betrachtet 
werden, sondern sie müssen zusammen gedacht werden. 
Genau da greift jetzt die Nachhaltigkeitsstrategie an. Der 
Klimawandel und die Coronapandemie haben uns 
gezeigt, wie wichtig es ist, vorausschauend zu handeln. 
Das Thema Resilienz, also Krisenvorbeugung und Kri-
senbewältigung, wurde ebenfalls in der Aktualisierung 
der Nachhaltigkeitsstrategie aufgenommen. Aus meiner 
Sicht, aus unserer Sicht ist das auch das richtige Zeichen.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. 
Dr. Andreas Lenz [CDU/CSU])

Im PBnE haben wir die Weiterentwicklung der Nach-
haltigkeitsstrategie intensiv begleitet. Zur Zusammenar-
beit will ich hier noch einmal sagen – die Diskussion ist 
heute sehr aufgeregt, der Wahlkampf lässt grüßen –: In 
vielen Dingen waren wir konsensorientiert. Ich danke 
allen Kolleginnen und Kollegen, die im Parlamentari-
schen Beirat für nachhaltige Entwicklung mitgewirkt ha-
ben.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der FDP 
sowie bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN und des Abg. Dr. Rainer Kraft 
[AfD])

Um der Nachhaltigkeit auch auf parlamentarischer 
Ebene noch mehr Gewicht zu verleihen, bedarf es aller-
dings grundlegender Veränderungen. Wenn wir natürli-
che Ressourcen unserer Ökosysteme und das Klima 
schützen wollen, dann muss Nachhaltigkeit das zentrale 
Prinzip des politischen Handelns werden. Hierfür brau-
chen wir noch weiter reichende Gesetzesfolgenabschät-
zungen und die Umwandlung des PBnE in einen eigenen 
Nachhaltigkeitsausschuss. Der PBnE hat deshalb eigene 
Vorschläge eingebracht und in seinem Arbeitsbericht 
noch einmal darauf hingewiesen.

In den Fachgesprächen des PBnE wiesen die Expertin-
nen und Experten immer wieder auch auf die Rolle der 
Kreislaufwirtschaft hin, eine Auffassung, die ich bekann-
termaßen teile. Nicht umsonst ist die Nachhaltigkeitsstra-
tegie als eine der neuen Transformationsbereiche mit auf-
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genommen worden. Dabei geht es darum, dass wir als 
Einzelpersonen nicht nur weniger Ressourcen verbrau-
chen, sondern dass Konsum und Produktion komplett 
neu gedacht werden. Ressourcen dürfen nicht mehr ver-
braucht werden, sie müssen gebraucht werden. Mit dem 
Kreislaufwirtschaftsgesetz, dem Verpackungsgesetz, der 
Einwegkunststoffkennzeichnungsverordnung und vielem 
mehr haben wir in dieser Legislaturperiode viel erreicht. 
Meine Fraktion hat immer dafür gekämpft, dass wir diese 
Dinge auch voranbringen.

(Beifall bei der SPD)
Mit dem beschlossenen Kohleausstieg, der Reform des 

Erneuerbare- Energien-Gesetzes und dem Klimaschutz-
gesetz haben wir den anderen wichtigen Bereich der rege-
nerativen Energien in dieser Legislaturperiode wirklich 
angepackt und viele Dinge dort auf den Weg gebracht. 
Das Denken in Kreisläufen stellt eine wichtige Säule der 
Nachhaltigkeit dar. Der SPD ist es deswegen besonders 
wichtig, dass auch die soziale Dimension nicht vernach-
lässigt wird. Nachhaltigkeit darf nicht nur für diejenigen 
attraktiv sein, die es sich leisten können. Auf diesem Weg 
müssen wir alle Bürgerinnen und Bürger mitnehmen, 
denn Nachhaltigkeit bringt auch neue Chancen für uns 
und folgende Generationen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Das, liebe Kolleginnen und Kollegen, gilt nicht nur in 
Deutschland, sondern auch für unsere Partner in der gan-
zen Welt. Die Verstöße gegen Menschenrechte und die 
Zerstörung der Umwelt werden wir auch hier vor Ort 
langfristig spüren. Dafür brauchen wir auch ein starkes 
und durchsetzungsfähiges Lieferkettengesetz.

Fairer Bedingungen bedarf es hierzulande auf dem 
Arbeitsmarkt, in der Bildung und im Gesundheitssystem. 
Wir setzen uns für die Verbindung von sozialer, wirt-
schaftlicher und ökologischer Nachhaltigkeit ein. Denn 
das zentrale Prinzip der Agenda 2030 – wir haben es 
gerade schon gehört – lautet: „Leave no one behind“ – 
niemand soll zurückgelassen werden. Nur so kann echte 
Nachhaltigkeit wirklich entstehen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Nächste Rednerin ist die Kollegin Sybille Benning, 

CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Sybille Benning (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! „Aufbruch in ein Jahrzehnt der Nach-
haltigkeit“, das war das Motto des 20. Jahrestages des 
Rates für Nachhaltige Entwicklung am Dienstag. Inner-
halb der planetaren Belastungsgrenzen wirtschaften und 
zugleich ein Leben in Würde für alle Menschen ermög-
lichen, das hat der Sachverständigenrat für Umweltfragen 
als „die größte wirtschaftliche Transformation und 
Modernisierungschance seit der deutschen Einheit“ 
bezeichnet.

Unser Fahrplan dafür ist die Deutsche Nachhaltigkeits-
strategie. Ich bin überzeugt, dass wir für die gelungene 
Transformation zu einer nachhaltigen Lebensweise eine 
aktive Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger brauchen. 
Wir müssen uns als Gesellschaft darüber verständigen, 
wie wir uns ein gutes Leben künftig vorstellen und wie 
wir zu einem wertorientierten, nachhaltigen Wachstum 
kommen.

Als Mitglied des Bildungs- und Forschungsausschus-
ses bin ich gerne Botschafterin für Nachhaltigkeit inner-
halb und außerhalb des Parlaments; denn das BMBF 
fokussiert schon große Bereiche seines Handelns auf 
Nachhaltigkeit. Im Bildungsbereich wird der Nationale 
Aktionsplan Bildung für nachhaltige Entwicklung konse-
quent umgesetzt. Wir haben die Mittel für die FONA- 
Strategie, die Strategie der Forschung für Nachhaltige 
Entwicklung, jetzt auf 4 Milliarden Euro verdoppelt. 
Zum Beispiel erforscht FONA ressourceneffiziente 
Stadtquartiere für die Zukunft. Wissenschaft und For-
schung helfen, die Transformation real werden zu lassen 
und Chancen zu nutzen und geben der Wirtschaft Pla-
nungssicherheit.

Nachhaltigkeit ist eine Querschnittsaufgabe, die alle 
Politikbereiche betrifft. Wir haben großen Handlungsbe-
darf bei der Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie, 
denn wir verfehlen ihre Ziele in vielen Bereichen. Der 
PBnE hat in mehreren Stellungnahmen in dieser Wahl-
periode formuliert, wie wir Nachhaltigkeitspolitik struk-
turell wirksamer umsetzen können. Dazu zählt ein kohä-
renteres Handeln der einzelnen Ministerien und, in jeder 
Legislaturperiode eine Bestandsaufnahme zur Umset-
zung und Erreichung der 17 Ziele zu erarbeiten, als 
Grundlage für Etappenziele, die die Bundesregierung 
sich jeweils vornimmt. Das haben wir schon beschlossen.

Für die kommende Wahlperiode hoffe ich, dass die 
Plenarwoche „Nachhaltigkeit und Klima“ eine feste Insti-
tution im Parlamentskalender werden wird, weil das Ple-
num des Bundestags der Ort für gesamtgesellschaftliche 
Zukunftsfragen ist. Wir müssen das große Ganze bei un-
seren Zielen für Klimaneutralität, Ressourcenschonung, 
Artenvielfalt, nachhaltiges Wachstum im Blick behalten, 
und es muss regelmäßig Grundsatzdebatten dazu geben.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die vielleicht noch wichtigere Empfehlung ist, einen 
echten Nachhaltigkeitscheck für Gesetze durchzuführen. 
Ich erhoffe mir davon mehr Transparenz über Zielkonf-
likte, die es häufig zwischen einzelnen Zielen der nach-
haltigen Entwicklung gibt, und eine für jeden nachvoll-
ziehbare Bewertung dieser Dilemmata.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, es war mir 
eine große Ehre, die Arbeit des PBnE der letzten beiden 
Wahlperioden zu begleiten. Da dies voraussichtlich mei-
ne letzte Rede im Plenum des Bundestages ist, möchte ich 
allen Kolleginnen und Kollegen, die sich für die konsen-
suale Arbeit in diesem Beirat konstruktiv engagiert ha-
ben, für die gute, fraktionsübergreifende Zusammenar-
beit danken.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Wir sollten den Aufbruch in ein Jahrzehnt der Nach-
haltigkeit beherzt angehen. Ich drücke die Daumen, dass 
dafür in der kommenden Wahlperiode auch ein neuer 
Ausschuss für nachhaltige Entwicklung einen Schub gibt.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der Abg. Dr. Bettina 
Hoffmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Jetzt erteile ich das Wort dem Kollegen Marco Bülow.

Marco Bülow (fraktionslos):
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Das 

Bundesverfassungsgericht urteilte, dass fehlender Klima-
schutz die Freiheit der jungen und der zukünftigen Gene-
rationen gefährdet. Ich würde deswegen gerne die kurze 
Redezeit nutzen, um über den Begriff „Freiheit“ zu spre-
chen.

Freiheit ist ein sehr hohes Gut, auch für mich. Hannah 
Arendt, die Philosophin, hat das in den Mittelpunkt ihrer 
Arbeit gestellt und dazu einen Aufsatz „Die Freiheit, frei 
zu sein“ verfasst. Ich kann nicht nur jedem Liberalen, 
sondern allen Menschen empfehlen, dieses Buch zu le-
sen. Ihre Hauptaussage ist: Für die Freiheit, frei zu sein, 
muss die Befreiung der Freiheit vorangehen, die Befrei-
ung von Furcht und sozialer Not; ansonsten gibt es keine 
Freiheit.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)
Genau das muss im Mittelpunkt stehen. Das hat absoluten 
Vorrang. Deswegen ist die Anwendung von „Freiheit“ 
auf die Freiheit des Marktes oder die Freiheit beim Rasen 
auf der Autobahn eine absolute Verkürzung, nicht statt-
haft und diesem Begriff nicht angemessen.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)
Hans Jonas, ein weiterer Philosoph, hat das erweitert 

und die Verbindung von Freiheit und Verantwortung her-
gestellt. Er spricht von der Verantwortung unseres Han-
delns und vom Prinzip Verantwortung, wobei er sich auch 
auf Kant beruft. Bei ihm wird deutlich, dass wir nicht 
alles tun dürfen, was wir wollen oder was wir können. 
Freiheit endet immer da, wo sie die Freiheit von anderen 
und eben auch der zukünftigen Generationen einschränkt. 
Seine Maxime ist:

Handle so, daß die Wirkungen deiner Handlung ver-
träglich sind mit der Permanenz

– ich wiederhole: mit der Permanenz –
echten menschlichen Lebens auf Erden.

Auch das ist eine umweltpolitische Verantwortung: 
unsere Lebensgrundlagen permanent zu schützen. 
Ansonsten wird die Freiheit gefährdet, spätestens die un-
serer Kinder und Enkel. Genau so sollten wir handeln.

Das heißt, dass Umwelt- und Klimaschutz Menschen-
schutz ist; das vergessen wir so häufig. Genau dort haben 
wir versagt, dort sind wir unserer Verantwortung eben 
nicht gerecht geworden, weil wir in den letzten 30, 40 Jah-
ren nicht darauf geachtet haben, dass wir alle Ressourcen 

verbrauchen, dass wir so viel CO2 in die Luft schießen, 
dass, wenn wir so weitermachen, unsere Kinder eben 
nicht mehr diese Freiheit haben. Das ist übrigens mit 
dem Begriff der „Ökodiktatur“ gemeint. Dieser Begriff 
meint nicht, dass irgendjemand Beschränkungen usw. 
beschließt, sondern der Begriff der „Ökodiktatur“ meint, 
dass wir heute so handeln, unsere Beschlüsse so umset-
zen, dass unsere Kinder und Enkel am Ende eben nicht 
mehr frei sind, dass sie unter einer Ökodiktatur leben. Das 
ist die klare Einschränkung von Freiheit, die wir nicht 
zulassen dürfen.

Deswegen müssen wir handeln, und deswegen ist es 
auch unstatthaft, ökologische und soziale Belange aus-
einanderzubringen. Es ist unglaublich, dass einige auf 
einmal ihr soziales Herz entdecken – nach vielen unsozia-
len Beschlüssen –, wenn es um Klimapolitik geht. Genau 
das müssen wir unterbinden, und wir müssen es hinbe-
kommen, diesen Freiheitsbegriff wieder auf die Füße zu 
stellen. Dann wären wir einen Schritt weiter, und dann 
hätten unsere Kinder und Enkel auch eine Chance.

Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Matern von Marschall, CDU/CSU, ist der nächste Red-

ner.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Matern von Marschall (CDU/CSU):
Herzlichen Dank. – Herr Präsident! Im September 

2015 haben die Vereinten Nationen die globalen Nach-
haltigkeitsziele angenommen. Es waren nur zwei Parla-
mentarier aus dem Deutschen Bundestag dort: der Kolle-
ge Träger von der SPD und ich. Es war insofern auch der 
Beginn einer stärkeren parlamentarischen Beteiligung bei 
diesem global relevanten Thema. Wenn ich „parlamenta-
rische Beteiligung“ sage, dann meine ich auch eine Be-
teiligung der Öffentlichkeit, die wir als Parlamentarier in 
dieser repräsentativen Demokratie hinaustragen. Das ist 
jetzt sehr viel besser geworden; wir hatten hier eine De-
batte dazu. Wir hatten den Generalsekretär der Vereinten 
Nationen, Guterres, hier zu Gast, der im Dezember ver-
gangenen Jahres auch auf diese wichtigen Ziele hinge-
wiesen hat.

Was können wir, was kann Deutschland im internatio-
nalen Kontext beitragen, um die Erreichung dieser Ziele 
auch in anderen Ländern voranzubringen? Es geht hier 
vor allen Dingen auch um die Frage der Datenerhebung. 
Es geht also um die Frage: Wie können die Indikatoren, 
die in dieser globalen Nachhaltigkeitsagenda existieren, 
besser, überprüfbarer sozusagen evaluiert und dargelegt 
werden? Da machen wir einiges. Da machen wir vor allen 
Dingen vieles in der Forschung, und da ist noch viel 
Arbeit zu leisten, insbesondere wenn ich mir anschaue – 
das ist mit dem Begriff „Mutter Erde“ so wesentlich ver-
knüpft –, wie wir den internationalen Schutz der Wälder – 
Kollege Hoffmann von der FDP hat es angesprochen –, 
aber auch der Böden vorantreiben müssen. Hierzu müs-
sen wir aber auch erst einmal wissen, welchen Beitrag 
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zum Klimaschutz diese Maßnahme, nämlich die Kohlen-
stoffspeicherung in Böden, die Kohlenstoffspeicherung 
in Wäldern, eigentlich leistet. Hier ist viel Forschungs-
arbeit zu leisten, Forschungsarbeit, die etwa auch in mei-
ner Heimatstadt, in Freiburg im Breisgau, in der Forst-
lichen Versuchs- und Forschungsanstalt geleistet wird, 
Forschung, die aus dem Bundesforschungsministerium 
und auch aus dem Landwirtschaftsministerium unter-
stützt wird und die dann auch andere Länder in die 
Lage versetzt, ihre Beiträge zum globalen Klimaschutz 
besser, zielgerichteter und nachvollziehbarer zu machen.

Wir unterstützen diese Arbeit zum Beispiel auch beim 
Schutz des Regenwaldes in großem Umfang und übri-
gens auch im Einklang mit dem Schutz der indigenen 
Völker, die in weiten Teilen in diesen großen Naturräu-
men, den großen Urwäldern, leben. Ich halte das für ganz 
wichtig. Dort gehen Menschenrechte mit globalen Nach-
haltigkeitszielen und Klimaschutz Hand in Hand.

Ich denke, wir sollten in Zukunft noch mehr darauf 
achten, dass die freiwilligen Berichte der Länder, auch 
der Bundesrepublik Deutschland, zum Fortschritt bei 
der Erreichung der Nachhaltigkeitsziele, die den Verein-
ten Nationen vorgelegt werden, auch uns Parlamentariern 
rechtzeitig zur Verfügung stehen, damit wir die Diskus-
sion um unser Fortkommen hier im Parlament auch füh-
ren können.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Lukas Köhler [FDP])

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:
Voraussichtlich letzter Redner in dieser Debatte ist der 

Kollege Peter Stein, CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Peter Stein (Rostock) (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Nachhaltigkeit und Ideologie, das passt nicht zusammen. 
Der Erfolg von Nachhaltigkeit liegt im einvernehmlichen 
und verständlichen Miteinander in unserer Gesellschaft, 
nicht im Verbot, nicht im Gesetz und nicht im sozialen 
Druck. Der Erfolg liegt in der Akzeptanz.

Nachhaltigkeit beginnt bei jedem von uns, und Nach-
haltigkeit endet in der Erfüllung der Nachhaltigkeitsziele 
der Vereinten Nationen. Deutschland, seine Regierungen, 
seine Unternehmen und Konzerne, aber besonders auch 
unsere Bürgerinnen und Bürger sind schon weit auf dem 
Weg zu einer nachhaltigen Lebensweise. Lassen Sie mich 
in aller Kürze drei Bereiche dazu ansprechen.

Erstens. Den deutschen Wäldern geht es mehrheitlich 
nicht gut – und das, obwohl der Nachhaltigkeitsbegriff 
originär aus der Forstwirtschaft kommt. Der Klimawan-
del setzt unseren Wäldern zu.

Weltweit ist der herkömmliche Bausektor ein großer 
CO2-Treiber, wenn mit Asphalt, Beton und Stahl gearbei-
tet wird. Holz wird mit seinen klimapositiven Eigen-
schaften dringend gebraucht. 1 Kubikmeter Holz bindet 
1 Tonne CO2. Moderne Holzbauten haben lange Lebens-

dauern, eine hohe Wertbeständigkeit und erfüllen dabei 
heute auch strengste Bauauflagen. Architekten, Planer, 
Bauherren und Behörden müssen hier stärker umlenken.

Wichtig ist jetzt, unsere Wälder mit einem Waldumbau 
fit für die Zukunft zu machen. Wir müssen jetzt die 
Grundlagen legen, um für die Zukunft unsere Wälder 
als Naturraum und Rohstofflieferant zu erhalten.

Zweitens: die Zukunft unserer Energieversorgung. 
Deutschland wird auch in Zukunft einen großen Teil sei-
ner Energie importieren müssen. Für den Import der 
Energieträger der Zukunft ist die Rolle der deutschen 
Seehäfen als Energiehäfen enorm wichtig; das gilt insbe-
sondere für den Import von CO2-neutralem Wasserstoff 
und dessen Derivaten. Alle Infrastrukturen für Umschlag 
und den Weitertransport sind auszubauen. Die Häfen sind 
die Steckdosen, der Backbone einer nachhaltigen Ener-
gieversorgung. Die Seehäfen ermöglichen Deutschland 
auch neue globale Kooperationen und Energiepartner-
schaften und halten uns unseren Einfluss auf globale 
nachhaltige Entwicklung offen.

Drittens: regionale Lebensmittelversorgung. Die Bür-
gerinnen und Bürger auch in meinem Wahlkreis wollen 
regionale Produkte kaufen, essen und genießen. Unsere 
Bäuerinnen und Bauern sind hier der beste Partner an 
unserer Seite; sie sind nicht die Klimaferkel der Nation. 
Wir müssen den „grün“ gelabelten Lebensstil der Stadt-
bevölkerung mit den Lebensbedingungen und den Pro-
dukten des ländlichen Raumes in Einklang bringen. Das 
wäre wahre regionale Nachhaltigkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Eine moderne Landwirtschaft bedeutet schon im 

Selbstverständnis unserer Landwirte einen nachhaltigen 
Umgang mit Ökosystem und Klima. Das und nichts ande-
res – schon gar nicht Verbote – führt zu einer angemesse-
nen Wertschätzung der Verbraucherinnen und Verbrau-
cher gegenüber unseren Bäuerinnen und Bauern.

Ich bedanke mich ganz herzlich für Ihr Interesse.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich schließe die Aussprache.
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ist noch ein Mitglied 

des Hauses anwesend, welches seine Stimme zu den 
Wahlen nicht abgegeben hat? – Dann bitte ich, das bis 
11.07 Uhr zu erledigen. Dann werden die Urnen ge-
schlossen.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf 
den Drucksachen 19/27530, 19/30530, 19/30130, 
19/30230 und 19/29961 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Das ist nicht der Fall. Dann 
verfahren wir wie vorgeschlagen.

Tagesordnungspunkt 13 f. Wir kommen zur Abstim-
mung über die Beschlussempfehlung des Ausschusses für 
Wirtschaft und Energie zu dem Antrag der Fraktion der 
AfD mit dem Titel „Stromkunden entlasten – Erneuerba-
re-Energien-Gesetz gerade in der COVID-19-Wirt-
schaftskrise abschaffen“. Der Ausschuss empfiehlt in sei-
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ner Beschlussempfehlung auf Drucksache 19/24196, den 
Antrag der Fraktion der AfD auf Drucksache 19/22451 
abzulehnen. Wer stimmt für diese Beschlussempfeh-
lung? – Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Nie-
mand. Die Beschlussempfehlung ist mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen, der FDP-Fraktion, der Fraktion Die 
Linke und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen gegen die 
Stimmen der AfD-Fraktion angenommen.

Tagesordnungspunkt 13 g. Beschlussempfehlung des 
Ausschusses für Wirtschaft und Energie zu dem Antrag 
der Fraktion der AfD mit dem Titel „Umweltverträgliche 
Kohlekraftwerke weiter betreiben – Ausstieg aus der 
Kohleverstromung stoppen“. Der Ausschuss empfiehlt 
in seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 
19/25887, den Antrag der Fraktion der AfD auf Druck-
sache 19/22431 abzulehnen. Wer stimmt für diese Be-
schlussempfehlung? – Wer stimmt dagegen? – Wer ent-
hält sich? – Niemand. Die Beschlussempfehlung ist 
gegen die Stimmen der AfD-Fraktion mit den Stimmen 
der übrigen Fraktionen des Hauses angenommen.

Tagesordnungspunkt 13 h. Beschlussempfehlung des 
Ausschusses für Wirtschaft und Energie zu dem Antrag 
der Fraktion der AfD mit dem Titel „Erzeugung von 
Wasserstoff – Wohlstand und Umweltschutz – Syntheti-
sche Betriebs- und Treibstoffe mit Nuklearenergie der 
Generation IV“. Der Ausschuss empfiehlt in seiner Be-
schlussempfehlung auf Drucksache 19/25647, den An-
trag der Fraktion der AfD auf Drucksache 19/22446 ab-
zulehnen. Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? – 
Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Niemand. Die 
Beschlussempfehlung ist gegen die Stimmen der AfD- 
Fraktion mit den Stimmen der übrigen Fraktionen des 
Hauses angenommen.

Tagesordnungspunkt 13 i. Beschlussempfehlung des 
Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit zu dem Antrag der Fraktion der FDP mit 
dem Titel „Mehr Tempo für die Nachhaltigkeit – Mit 
Fortschritt und Innovation in die Zukunft“. Der Aus-
schuss empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf 
Drucksache 19/30496, den Antrag der Fraktion der FDP 
auf Drucksache 19/22493 abzulehnen. Wer stimmt für 
diese Beschlussempfehlung? – Das sind die Koalitions-
fraktionen, die AfD-Fraktion, die Fraktion Die Linke und 
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Wer stimmt dage-
gen? – Die FDP-Fraktion. Wer enthält sich? – Niemand. 
Die Beschlussempfehlung ist angenommen.

Tagesordnungspunkt 13 j. Beschlussempfehlung des 
Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit zu dem Antrag der Fraktion der FDP mit 
dem Titel „Mit Innovationen zu nachhaltigen Lebens-
grundlagen“. Der Ausschuss empfiehlt in seiner Be-
schlussempfehlung auf Drucksache 19/30473, den An-
trag der Fraktion der FDP auf Drucksache 19/22484 
abzulehnen. Wer stimmt für diese Beschlussempfeh-
lung? – Die Koalitionsfraktionen, die AfD-Fraktion, die 
Fraktion Die Linke und die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen. Wer stimmt dagegen? – Die FDP-Fraktion. 
Wer enthält sich? – Niemand. Die Beschlussempfehlung 
ist angenommen.

Tagesordnungspunkt 13 k. Abstimmung über den An-
trag der Fraktion der FDP auf Drucksache 19/28339 mit 
dem Titel „Europäische Landschaftskonvention unter-
zeichnen und ratifizieren“. Wer stimmt für diesen An-
trag? – Die FDP-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – Die 
Koalitionsfraktionen und die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen. Wer enthält sich? – Die AfD-Fraktion und die 
Fraktion Die Linke. Der Antrag ist damit abgelehnt.

Zusatzpunkt 4. Beschlussempfehlung des Ausschusses 
für Wirtschaft und Energie zu dem Antrag der Fraktion 
der AfD mit dem Titel „Einfach frei leben – Kein deut-
sches Engagement für den Großen Umbruch beziehungs-
weise Great Reset des Weltwirtschaftsforums – Mit Inno-
vationen Umwelt und Wohlstand erhalten“. Der 
Ausschuss empfiehlt unter Buchstabe b seiner Beschluss-
empfehlung auf Drucksache 19/30491, den Antrag der 
Fraktion der AfD auf Drucksache 19/29697 abzulehnen. 
Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Wer 
stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Die Beschluss-
empfehlung ist gegen die Stimmen der AfD-Fraktion mit 
den Stimmen der übrigen Fraktionen des Hauses ange-
nommen.

Zusatzpunkt 5. Beschlussempfehlung des Ausschusses 
für Verkehr und digitale Infrastruktur zu dem Antrag der 
Fraktion der FDP mit dem Titel „Forschung und Innova-
tionen für klimafreundliches Fliegen“. Der Ausschuss 
empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 
19/13986, den Antrag der Fraktion der FDP auf Druck-
sache 19/11039 abzulehnen. Wer stimmt für diese Be-
schlussempfehlung? – Die Koalitionsfraktionen, Die Lin-
ke und Bündnis 90/Die Grünen. Wer stimmt dagegen? – 
Die FDP-Fraktion und die AfD-Fraktion. Wer enthält 
sich? – Niemand. Die Beschlussempfehlung ist ange-
nommen.

Ist noch ein Mitglied des Hauses anwesend, welches 
seine Stimme zu den Wahlen bisher nicht abgegeben 
hat? – Das ist nicht der Fall. Ich schließe die Wahlen 
und bitte die Schriftführerinnen und Schriftführer – –

(Ein Abgeordneter geht in Richtung der Urnen)

– In Ordnung. Ich bitte, die Stimme jetzt aber zügig abzu-
geben.

(Weitere Abgeordnete gehen in Richtung der 
Urnen)

– Gut. Also, ich unterbreche jetzt erst mal das Prozedere, 
und wir stimmen weiter ab. Ich hoffe, dass diejenigen, die 
ihre Stimme bisher nicht abgeben konnten, das in den 
nächsten zwei Minuten schaffen.

Zusatzpunkt 6. Beschlussempfehlung des Finanzaus-
schusses zu dem Antrag der Fraktion der FDP mit dem 
Titel „Sustainable Finance – Transparenz und Vielfalt 
schaffen – Einheitliche EU-Taxonomie ablehnen“. Der 
Ausschuss empfiehlt unter Buchstabe b seiner Beschluss-
empfehlung auf Drucksache 19/30462, den Antrag der 
Fraktion der FDP auf Drucksache 19/14785 abzulehnen. 
Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Die Koa-
litionsfraktionen, Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen. 
Wer stimmt dagegen? – Die FDP-Fraktion. Wer enthält 
sich? – Die AfD-Fraktion. Die Beschlussempfehlung ist 
angenommen.
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Zusatzpunkt 7. Beschlussempfehlung des Finanzaus-
schusses zu dem Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen mit dem Titel „Stabil und zukunftsfest – Den 
Finanzplatz Europa zum Leitmarkt für Nachhaltigkeit 
machen“. Der Ausschuss empfiehlt in seiner Beschluss-
empfehlung auf Drucksache 19/30120, den Antrag der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf Drucksache 
19/14219 abzulehnen. Wer stimmt für diese Beschluss-
empfehlung? – Die Koalitionsfraktionen, die AfD-Frak-
tion und die FDP-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – Die 
Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke. Wer 
enthält sich? – Niemand. Die Beschlussempfehlung ist 
angenommen.

Zusatzpunkt 8. Beschlussempfehlung des Ausschusses 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung zu 
dem Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen mit 
dem Titel „Klimaziele und Entwicklungspolitik konse-
quent aufeinander ausrichten – Klimagerechtigkeit im 
Globalen Süden voranbringen“. Der Ausschuss empfiehlt 
in seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 
19/30431, den Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen auf Drucksache 19/28474 abzulehnen. – Wer stimmt 
für diese Beschlussempfehlung? – Die Koalitionsfraktio-
nen, die AfD-Fraktion und die FDP-Fraktion. Wer stimmt 
dagegen? – Die Fraktion Die Linke und die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen. Wer enthält sich? – Niemand. 
Die Beschlussempfehlung ist angenommen.

Ist noch ein Mitglied des Hauses anwesend, welches 
seine Stimme zu den Wahlen nicht abgegeben hat? – Das 
ist nicht der Fall. Ich schließe die Wahlen und bitte die 
Schriftführerinnen und Schriftführer, mit der Auszählung 
zu beginnen. Die Ergebnisse der Wahlen werden Ihnen 
später bekannt gegeben.1)

Wir fahren mit den Abstimmungen fort.
Zusatzpunkt 9. Beschlussempfehlung des Ausschusses 

für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit zu dem 
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen mit dem 
Titel „Personelle Umsetzungsstrategie des Klimaschutz-
programms 2030 der Bundesregierung“. Der Ausschuss 
empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 
19/26708, den Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen auf Drucksache 19/26218 abzulehnen. Wer stimmt 
für diese Beschlussempfehlung? – Die Koalitionsfraktio-
nen, die AfD-Fraktion und die FDP-Fraktion. Wer stimmt 
dagegen? – Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Wer 
enthält sich? – Die Fraktion Die Linke. Die Beschluss-
empfehlung ist angenommen.

Bevor ich jetzt den nächsten Tagesordnungspunkt auf-
rufe, möchte ich auf Folgendes hinweisen. Sie merken, 
wir haben uns eine ganze Menge Arbeit vorgenommen. 
Ich kann Ihnen berichten, dass wir, wenn wir planmäßig 
vorankommen, exakt eine Minute vor Eröffnung der mor-
gigen Sitzung fertig werden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP)

Ich werde in den Verhandlungsführungen alles daranset-
zen, dass die verabredeten Redezeiten eingehalten wer-
den. Sollten Sie innerfraktionell Probleme bekommen, 

wenn ich bei Überziehung dem nächsten Redner oder 
der nächsten Rednerin Redezeit abziehe, tragen Sie das 
bitte in Ihren Fraktionen aus. Natürlich werden Sie 
ansonsten in Ihren Rechten als Abgeordnete nicht 
beschnitten.

(Carsten Schneider [Erfurt] [SPD]: Sie haben 
unsere volle Unterstützung!)

– Ich danke für die Unterstützung durch die Parlamentari-
schen Geschäftsführer/-innen.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Wir haben zu-
sätzliche Sitzungstage beantragt!)

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 14 b, 14 a und 14 c 
sowie den Zusatzpunkt 10 auf:

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Bernd Baumann, Dr. Gottfried Curio, 
Jochen Haug, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der AfD

Integrationsprobleme durch kulturelle 
Prägungen wahrnehmen – Neues For-
schungsfeld beim Forschungszentrum des 
Bundesamtes für Migration und Flücht-
linge einrichten

Drucksache 19/30416
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Inneres und Heimat (f) 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenab-
schätzung 
Ausschuss für Kultur und Medien

a) Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Inneres und 
Heimat (4. Ausschuss) zu dem Antrag der 
Abgeordneten Dr. Bernd Baumann, 
Dr. Gottfried Curio, Jochen Haug, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der AfD

Islamische Radikalisierung frühzeitig er-
kennen – Studie zur politisch-religiösen 
Einstellung der Muslime in Deutschland 
erneuern

Drucksachen 19/29778, 19/30444

c) Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Inneres und 
Heimat (4. Ausschuss) zu dem Antrag der 
Abgeordneten Jens Maier, Ulrich Oehme, 
Marc Bernhard, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der AfD

Dem radikalen Islam den Boden entzie-
hen – Maßnahmenpaket gegen Islamisten 
und islamistische Verbände

Drucksachen 19/23956, 19/26578

ZP 10 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Inneres und Heimat 
(4. Ausschuss) zu dem Antrag der Abgeordneten 
Martin Hess, Dr. Bernd Baumann, Dr. Gottfried 
Curio, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
der AfD1) Ergebnis Seite 29978 A, 29978 B, 29978 C 
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Vizepräsidentin Petra Pau 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 


